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(Cleiches Recht

Ardeiter, führt den Wahlrechtskampf:
Am Sonntag iſt Demonſtrationstag!

Jn gewaltigen Maſſen muß ſich am Sonntag das dreiklaſſig
entrechtete preußiſche Volk in den Verſammlungsſälen zu-
ſammenfinden, wo erneut mit wuchtiger Kraft die Forderung
des gleichen Wahlrechts erhoben werden muß.

Die Regierung der Junker und Pfaffen hat ſich geweigert,
die geſcheiterte Wahlrefſorm weder aufzunehmen. Sie hat
freilich die Reform des Wahlrechts in der ſogenannten „Thron
rede“ von 1908 als

die wichtigſte Aufgabe der Gegenwart
bezeichnet, aber als ihr die blauen Ritter und die ſchwarzen
Heiligen im Verein mit den violetten Großkapitaliſten (Natio-
nalliberalen) das Scheitern der „Reform“ diktierten, hat ſie
kapituliert und will nun, wie der Polizeiminiſter Dallwitz er-
klärte, warten, bis ſich die um ihre Privilegien noch ſtreitenden
Herrſchaften „verſöhnt“ haben.

Das iſt die klipp und klare Verleugnung jeder weiteren
Reform.

Nun muß ſich das Volk die Wiederaufnahme der Wahlreform
ertrotzen!

Die Junker erklärten ganz frech, mit dem geſcheiterten Beth-
mannſchen „Reform“verſuch ſei

das Königswort vollkommen eingelöft.
Die maßgebenden Parteien der beſitzenden Klaſſen wollen jetzt

überhaupt jede Reform verhindern. Sie wiſſen, daß ihnen bei
den kommenden Reichstagswahlen ein Zuſammenbruch
droht, den ſie durch Feſthalten an ihren Privilegien in Preußen
mildern wollen.

Da das gleiche Wahlrecht für die Arbeiterklaſſe aber zur
Lebensfrage geworden iſt, ſo bedeutet das

das Zuſteuern auf eine Kataſtrophe.
Die Gewalthaber wollen den Weg zur Reform und demokra-
tiſchen Fortentwicklung mit Gewalt verſperren. Um ſo heftiger
erhebt aber die Sozialdemokratie ihre Forderung auf

allgemeines, gleiches, direktes und geheimes Wahlrecht!
Sie macht ſich zum Sachwalter und Fürſprecher aller Ent
rechteten, Gedrückten, Enterbten. Fort mit der Dreiklaſſen
ſchmach! Her das gleiche Wahlrecht!

Die Reaktion ſtellt ſich nicht nur taub dieſen Forderungen
entgegen, ſondern verlangt

Anusnahmegeſetze gegen die Arbeiter,

die auf ihr Recht als Menſchen und Staatsbürger nicht ver
zichten wollen. Und nicht verzichten wer den! Je mehr ſich
die Regierung als gefügiger Handlanger des ſchwarz-blauen
Schnapsblocks fühlt und betätigt, deſto mehr hat das Volk auf
der Hut zu ſein und die bisherigen wenigen Rechte nicht nur
zu verteidigen, ſondern mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln
die völlige ſtagtsbürgerliche Gleichberechtigung zu erkämpfen.

Die große Oeffentlichkeit muß aufgeklärt werden durch Ver-
ſammlungen und Preſſe; durch Agitation von Mund zu Mund
müſſen neue Kämpfer für das Volk und ſein Jntereſſe
erſtehen mit allem Nachdruck muß

die Führung des preußiſchen Wahlrechtskampfes
'einſetzen, um ſich bis zu den nächſten Reichstagswahlen zu einer

zerſchmetternden Niede rlage der Volksfeinde
auszuwachſen.

Der preußiſche Wahlrechtskampf muß für uns die Einleitung
zur nächſten Reichstagswahlbewegung bedeuten.

Eins bedingt das andere. Keine Niederzwingung der deut-
ſchen Reaktion ohne den Zuſammenbruch des Klaſſenvorrechts

in Preußen!
Juſt in den letzten Wochen und Monden hat die preußiſch-

deutſche Reaktion wahre Orgien gefeiert. Polizeiſäbel, Moabit,
Jugendentrechtung ſind nur kleine Beiſpiele.

Erſt geſtern hat die Polizeigewalt in Halle wieder eine ſozial-
demokratiſche Vereinsverſammlung, die ſich mit der Jugend-
knebelung befaſſen ſollte, rechtswidrig „überwacht“ und auf
gelöſt.

Die preußiſche Gewalthaberwillkür geht vom Größten bis
zum Kleinſten einheitlich vor. Das Syſtem iſt vollkommen.

Nur ein gleiches Wahlrecht kann das preußiſche Syſtem der
Gewaltherrſchaft brechen.

Die entrechteten Maſſen müſſen die Verſammlungen am
Sonntage zur

gewaltigſten Volkskundgebung machen!

Gleiches Recht: Gleiches Recht

alter König Cangrat.

Nur gleiches Wahlrecht
bricht die Landratswirtſchaft:

Das preußiſche Dreiklaſſenhaus iſt nichts weiter
als die Landrats- und Junkerkammer. Es erſcheint
deshalb als eine Satire für ſich, wenn man die Landratswirt-
ſchaft in der Landratskammer verklagen will.

Am Donnerstag iſt das geſchehen. Der getretene Wurm
des „fortſchrittlichen“ Liberalismus hat ſich wieder einmal
etwas gekrümmt. Er hat auch allen Grund dazu, da die
Schikanierungen auch der frömmſten und zahmſten Liberalen
durch die Landräte nie aufhören. Der Prozeß Becker war ein
Arfreiß zendes Exempel. Deshalb lautete am Donnerstag dieInterpellation der Fortſchrittler wie folgt:

Was gedenkt die Staatsregierung zu tun, um den in ein
ſeitigem Parteiintereſſe erfolgenden Uebergriffen von Land
räten und anderen Regierungsbeamten entgegenzuwirken,
wie ſolche in dem gegen den Rittergutsbeſitzer Becker ein-
geleiteten Strafverfahren ſowie bei der letzten Reichstags-
erſatzwahl in Labiau-Wehlau und bei anderen Vorkommniſſen
feſtgeſtellt worden ſind

Der Miniſterpräſident glänzte wieder einmal durch Ab-
weſenheit. An ſeiner Stelle erklärte ſich der Polizeiminiſter
v. Dallwitz zur Beantwortung bereit. Die Jnterpellation
wurde von dem Abg. Dr. Lippmann in dreiſtündiger Rede
begründet; er gab ein wuchtiges Anklagematerial gegen die
geſamte innere Verwaltung Preußens und beſonders gegen
die Landräte, die eigentlichen Träger des Syſteins. Eingehend
beſchäftigte er ſich mit den Fällen, die in den letzten Wochen und
Monaten die Oeffentlichkeit beſchäftigt haben. Er verlangte
nachdrücklich die Beſeitigung des agrariſch-konſervativen Ein-
fluſſes auf Geſetzgebung und Verwaltung, eine Reform der
veralteten Kreis- und Provinzialordnung und vor allem die
Beſeitigung des Dreiklaſſenwahlunrechts.

Miniſter v. Dallwitz machte ſich die Erwiderung recht leicht.
Er hatte ſich die Antwort auf die einzelnen Fälle von ſeinen
Geheimräten ſorgfältig ausarbeiten laſſen und verlas einfach
das Manuſkript. Er merkte nicht einmal, daß er ſo auch ein-
zelne Anklagen zurückwies, die der Jnterpellant gar nicht her-
vorgehoben hatte. Dallwitz beſtritt einfach alles, was den
Landräten zur Laſt gelegt wird und gab den Jnterpellanten
auch nicht in einem einzigen Punkte recht. Nach dieſer Leiſtung
braucht man ſich nicht zu wundern, wenn die Landräte in Zu
kunft noch toller wirtſchaften werden.

Noch ärger als der Miniſter trieb es der erſte Debatteredner,
der Konſervative v. Hennig, der den Landräten ein wahres
Loblied ſang und ihnen das „volle Vertrauen der Konſer
vativen“ ausſprach.

Am Freitag wird dann auch ein Sozialdemokrat zu Worte
kommen.

Die Klagen der Liberalen über die reaktionäre Will-
kür wirtſchaft der Landräte ſind freilich nicht neu,
und nicht neu iſt auch die Antwort, die den Jnterpellanten vom
Miniſtertiſche aus zuteil wurde. Schon Eugen Richter, der
ſelbſt aus der Verwaltung kam, hat ſich mehr als einmal in
ſeinen Reden mit dieſem leidigen Thema beſchäftigt, und in
ſeinem Politiſchen ABC-Buch widmete er den Landräten ein
beſonders liebevolles Kapitel. Man kann ſchließlich ſagen, wenn
es den Liberalen mit ihrem Kampfe gegen politiſche Mißſtände
wirklich irgendwo und irgendwann einigermaßen Ernſt
geweſen iſt, ſo war es in ihrer Verdammung der Landratswirt-
ſchaft, denn dieſe Landratswirtſchaft traf ſie ſelber mit
drückender Schwere. Theodor Barth, der ja vom Liberalismus
ſeine beſonderen Anſichten hatte, pflegte zu ſagen, liberal ſein
heiße empfindlich ſein gegen das Unrecht, das andere er-
leiden, denn empfindlich gegen das Unrecht, das man ſelbſt
erleidet, ſei nicht bloß der Liberale, ſondern jedermann. Das
Unrecht der Landratswirtſchaft erlitt der Liberalismus am
eigenen Leibe, und es war noch kein Beweis liberaler Tugend,
wenn er ſich gegen dieſes Unrecht nach Kräften zur Wehr ſetzte.

Welchen „Erfolg“ das liberale Bürgertum in dieſem jahr-
zehntelangen Kampf gegen den Krebsſchaden der preußiſchen
Verwaltung errungen hat, das hat der fortſchrittliche Herr
Lippmann in der dreiſtündigen Rede auseinandergeſetzt.
Der Erfolg iſt gleich Null, es iſt alles beim Alten ge-
blieben, ja es iſt eher ſchlimmer geworden als beſſer. Wenn
liberale Zeitungsſchreiber in ihrem gerechten Zorn über die Be-
drückungen, denen ihre Geſinnungsgenoſſen auf dem platten
Lande, namentlich des Oſtens, ausgeſetzt ſind, die preußiſche
Verwaltung einen Augiasſtall nennen, kann man ihnen bei-
pflichten. Bloß dürfen ſie ſich und ihre Partei nicht mit dem
Herkules vergleichen, der den Augiasſtall reinigte. Hat es dem
Liberalismus in dieſem Fall auch an der guten Abſicht nie ge-
fehlt, ſo fehlte ihm doch die Kraft des Vollbringens.,
Und dieſe Kraft wird ihm immer fehlen, denn mit bloßem
Lamentieren wird nichts geſchafft. Nur ein Liberalismus, der
mit entſchloſſenem Willen das ganze feudale Syſtem bekämpfte
und ſich zu dieſem Zweck rückhaltlos an die Seite der
Sozialdemokratie ſtellte, würde imſtande ſein, mit
der preußiſchen Landratswirtſchaft reinen Tiſch zu machen.
Einen ſolchen Liberalismus gibt es aber nicht, und man braucht
kein Prophet zu ſein, ihm vorauszuſagen, daß es einen ſolchen
auch in Zukunft nicht geben wird.
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Herr v. Dallwitz, der Wahrheitsheld von Moabit undKlein- Möhlau, hielt es ja in ſeiner Antwort auch gar nicht für
nötig, aus ſeinem Herzen eine Mördergrube zu en Er
gibt offen zu, daß die preußiſche Verwaltung im Dienſt desparteipolitiſchen Kampfes ſteht, nur wt ill er den
Anſchein erwecken, als gelte dieſer Kampf nicht einzelnen
„ſtaatserhaltenden“ Parteien, ſondern bloß der Sozialdemo-
kratie. Nun hat aber der Apparat des Landratskorps dem
Zwecke politiſcher Unterdrückung zu einer Zeit dienen müſſen,
in der die Sozialdemokratie noch gar nicht exiſtierte oder noch
eine ziemlich geringe Rolle ſpielte. Jn den fünfziger Jahreywaren es die bürgerlichen Demokraten, die Konſtituti o
nellen und ſogar die Bethmann Hollwegſchen, die Partei
gänger des Großvaters des jetzigen Reichskanzlers, gegen die
der Verwaltungsapparat in Tätigkeit geſetzt wurde; in den
ſechziger Jahren, der Konfliktszeit, waren es wieder die Fort
ſchrittler, die die Fauſt der Landräte zu ſpüren bekamen
und ſo iſt es im Grunde geblieben bis auf den heutigen Tag
Selbſt dann, wenn ſich die Liberalen ſo zahm anſtellen, daß ſie
von Konſervativen gar nicht mehr zu unterſcheiden ſind, hören
die Maßregelungen bürgerlicher Oppoſitionsmänner nicht auf
Man erinnere ſich nur an die Fälle Schellenberg, Schücking, an
die zahlreichen Lehrermaßregelungen, die in die liberale Block-
zeit, in die Bülowärag, fielen, und man wird ſich nicht wundern
daß dem Liberalismus auch jetzt, wo er ſich wieder ein wenig
oppoſitioneller gebärdet, der preußiſche Verwaltungswind ſtärker
um die Ohren pfeift.

Man muß zugeſtehen, daß in dieſer reaktionären Verwal-
lungswirtſchaft Syſtem liegt, während die liberale Oppo
ſition dagegen ſyſtemlos iſt. Wenn es nämlich zugeſtandener-
maßen die Aufgabe der preußiſchen Verwaltung iſt, die Ar-
beiterbewegung nach Kräften zu unterdrücken und zu ſchika-
nieren, ſo muß ſich die Verwaltung dabei auf jene Elemente
ſtützen, die ihr dabei behilflich ſind, und ſie muß diejenigen be
kämpfen, die ſie bei dieſer Arbeit ſtören. Man kann es jetzt
alle Tage in der konſervativen Preſſe leſen, daß man die
Liberalen, wenn ſie nicht wollten, wie die Konſervativen wollen,
gleich den Sozialdemokraten bekämvfen werde. Das iſt zwar
nicht menſchenfreundlich gedacht, aber konſeque t. Die Libera-
len dagegen werden niemals auf dieſe Konſequenz die konſe-
quente Antwort finden, die lautet: „Wenn ihr uns ebenſo wie
die Sozialdemokraten ſchikaniert, dann werden wir gemeinſam
mit den Sozialdemokraten kämpfen, bis euer ganzes elendes
Syſtem über den Haufen geworfen iſt!“

Auch Herkules konnte ſeine Arbeit im Stall des Königs
Augias nur vollbringen, indem er zu dem radikalſten Mittel
griff und einen Strom durch den bergehoch angehäuften Unrat
hindurchleitete. So wird der reaktionäre Unrat der preu-
ßiſchen Landratswirtſchaft erſt vom Strom der proleta-
riſchen Wahlrechtsbewegung fortgeſchwemmt wer-
den können. Alle Fragen der preußiſchdeutſchen Entwicklung
drängen doch immer wieder auf dieſen einen Punkt hin,
nirgends iſt ein wirklicher Fortſchritt möglich ohne ener-
giſchen Wahlrechtskampfl!

Die Sozialiſtenfurcht in Japan.
24 Juſtizmorde!

Tokio, 30. Dezember. (Bericht an den Vorw.) Die Furcht
vor Sozialiſten läßt die Regierung zu immer gewagteren
Mitteln greifen. Noch fortwährend finden auf bloßen Verdacht
hin Verhaftungen ſtatt. Die Unterſuchung wird ſo ge-
heim geführt, daß nichts in die Oeffentlichkeit dringt, und die
Jnhaftierten werden ganz entgegen dem Geſetz von jedem Ver-
kehr abgeſchnitten und dürfen weder Briefe ſchreiben noch ſolche
empfangen.

Gegen die 26 Sozialiſten (darunter eine Franu) hat geſtern
der Staatsanwalt wirklich die Todesſtrafe beantragt. Das
Urteil wird in dieſen Tagen erwartet. Die Verhandlung war
ſtreng geheim und die vernommenen Zeugen wurden ſogar einer
Körperviſitation unterzogen und ihnen nach der Ver-
nehmung Schweigeverbot auferlegt.

Jn Yokohama wurde ein Mann, der in einem Reſtaurant das
Verhalten der Regierung tadelte und die geheime Gerichtsver-
handlung kritiſierte, denunziert, verhaftet und zu ſieben
Jahren Gefängnis verurteilt. Jn der Provinz wurde
ein Redakteur, der ebenfalls Kritik übte, kurzerhand ein

geſteckt und ſeine Zeitung ſuspendiert uſw.
Das Neueſte iſt jetzt die Einrichtung einer eigenen

Vehörde zur Ueberwachtung der „Sozialiſten“ und „Ver-
dächtigen“.

Am 27. d. M. wurden die dazu ausgewählten Poliziſten vom
Direktor der Polizeiabteilung des Miniſteriums des Jnnern
in geheimer Sitzung empfangen und erhielten ihre Jnſtruk-
tionen.

Jm neuen Budget iſt eine Summe von 126 000 Yen (rund
252000 Mk.) mehr eingeſtellt behufs beſſerer Beſoldung der
hohen politiſchen Polizeibeamten. Jn Wirklichkeit wird dieſe
Summe jedenfalls für Spitzeldienſte Verwendung finden.

Ueber hundert Polizeiinſpektoren werden für den höheren
politiſchen Dienſt zurzeit h und ſollen Anfang des
Jahres ihren Dienſt antreten, d. h. wie die Fanghunde auf die
Sozialiſten losgelaſſen werden.

Jn allen Polizeibureaus herrſcht eine fieberhafte Tätigkeit
und Geheimverfügungen werden täglich erlaſſen. Es herrſcht
dort ein Leben, als ob man ſich im Krirgszuſtande befindet.



Ohne Rechtsgakantken.
Ueber die ſkandalöfe Art, in der der abſcheuliche Tendenz-

prozeß geführt wurde, berichtet die Korreſpondenz des Aeußer-
ſten Oſtens noch folgende Einzelheiten:

Die Straßen, durch die die Gefangenen kommen mußten,
waren von Soldaten geſperrt. Die Gefangenen er-
ſchienen zu Anfang der Sitzung in Handketten, von denen
ſie jedoch nach dem Anfange der Sitzung befreit wurden. Sogar
die Rechtsanwälte waren von den Sitzungen ausgeſchloſſen,
Auf ihre Beſchwerde hin wurden 20 von dem Gerichts
vräſ identen gewählte Rechtsanwälte nach der vierten
Sitzung zu den Sitzungen zugelaſſen und wenigſtens einige
Stunden lang geduldet. Dann nach einer oder höchſtens
zwei Stunden wurden ſie aufgefordert, das Gerichtsgebäude zu
verlaſſen. Die Rechtsanwälte hielten dieſe Maßnahmen für
unwürdig für ihren Stand und proteſtierten energiſch. Der
Staatsanwalt begann in der dreizehnten Sitzung ſeine
Rede, die zwei Stunden dauerte. Er verlangte für die 26 An-
geklagten die Todesſtrafe. Die Verhandlungen wurden
einen Tag zur Ruhe ausgeſetzt. Einer der Angeklagten war ſo
ſchwach, daß er den Sitzungen nur liegend beiwohnen konnte.
Die Rechtsanwälte hielten in der 15. und 16. Sitzung ihre
Verteidigungsreden. Nach dieſen Reden verlangte die Staats-
anwaltſchaft folgende Strafen: 4 oder 5 Verurteilungen zu
Todesſtrafen, 7 oder 8 Freiſprechungen, für die übrigen Ange-
klagten Strafen unter 10 Jahren Gefängnis. Die öffent-
liche Meinungiſt den meiſten Angeklagten ſehr
günſtig geſtimmt.

Das Schreckensurteil.
Tokio, 18. Januar. Jn dem „Anarchiſten“ Prozeß gegen

26 Perſonen, die beſchuldigt waren, dem Kaiſer und anderen
Mitgliedern der kaiſerlichen Familie nach dem Leben getrachtet
zu haben, wurden heute 24 Angeklagte zum Tode, einer zu elf
und einer zu acht Jahren Gefängnis verurteilt.

Während die Verhandlung im Anarchiſtenprozeß geheim war,
wohnten Mitglieder des diplomatiſchen Korps und angeſehene
Japaner der Urteilsverkündigung bei. Einer der Verurteilten
rief: „Banſail“, worauf alle Verurteilten auf
ſprangen. Ein anderer rief: „Hoch lebe die An-
archie!“ Dann ließen ſich alle rzihig abführen. Man hält es
für möglich, daß die Todesſtrafe in lebenslängliche Verbannung
umgewandelt wird.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 20. Januar 1911.

Die feudale „Korps“-Clique.
Miniſter v. Dallwitz, der einſtige Kanalrebell, hat den

ulkigen Verſuch gemacht, zu beweiſen, daß in Preußen bei der
Auswahl der höheren Verwaltungsbeamten parteipolitiſche Er-
wägungen gar nicht in Frage kommen können. Ueber dieſes
Unterfangen macht ſich ſelbſt die nationalliberale Magde-
burgiſche Zeitung luſtig, und was das bedeutet, begreift man
erſt, wenn man bedenkt, daß die Magdeburgiſche Zeitung dem
Herrn v. Heydebrand eigentlich näher ſteht, als dem Herrn
Baſſermann. Mit wirklich gelungenem Hohn weiſt dieſes
Blatt darauf hin, daß Anwärter auf die höhere Beamten-
laufbahn, die nicht Boruſſen ſind, ſtets nur als „Außenſeiter“
angeſehen werden:

Welche Schwierigkeiten ſchafft es ſchon mancher in die
Reichsverwaltung übernommene Prädikatsaſſeſſor weiß ein
Lied davon zu ſingen bis ihm, der zufällig in keinem
beſſeren Korps aktiv war, und dem keine ſtolze Ahnenreihe
noch aus dem Jenſeits die Hand hilfreich herüberſtreckt, die
Würde eines kgl. preußiſchen Regierungsaſſeſſors verliehen
wird. Vielfach bedarf es ſtarker Schwüre des betr. Reichs
amtes daß es beim „Charaktermajor“ ſein Bewenden
haben ſolle; daß man mit einer dauernden Beſchäftigung
des jungen Herrn im Reichsdienſt rechne und keinesfalls die
preußiſche Verwaltung je für ihn zu ſorgen haben werde
um das Plazet des hochmögenden Perſonaliendezernenten im
Miniſterium des Jnnern zu erwirken.

Die Reichsämter werden von der preußiſchen Bureaukratie
überhaupt nicht für „voll“ angeſehen, denn erſtens haben ſie
keine Tradition, und zweitens ſtößt man dort auf Leute, die
aus den einzelnen Bundesſtaaten gekommen ſind und die eine
„maßgebende Stelle“ nie für würdig erachtet hätte, in der
inner preußiſchen Verwaltung angeſtellt zu werden. Sie

bleibt vorläufig eine Domäne der n äſelnden oder ſchnär
ren den Abkömmlinge des Junkertums, das aber nicht nur in
der Verwaltung, ſondern auch im Heere Anſpruch auf die
höheren, gut bezahlten Stellen erhebt.

Der Steueraufſtand der „Standesherren“.
Das Wertzuwachsſteuergeſetz läßt in ſeinem S 56 neben den

Landesfürſten auch den hohen Adel, die ſogenannten „depoſſe
dierten“ Familien, letztere mit einer „geringen Beſchränkung,
ſteuerfrei. Das paßt den deutſchen „Standesherren“ nicht
ſie erblicken darin den Ausdruck einer Rechtsungleichheit und
erheben durch ihre Organiſation beim Reichstage nachdrücklich
Proteſt. Die Proteſterheber ſind in dem Verein der deutſchen
Standesherren organiſiert, ihr Vorſitzender iſt der Fürſt zu
Stolberg-Wernigerode. Der Proteſt wendet ſich gegen die Be
vorzugung der Depoſſedierten vor den Standesherren, denn
der ganze Unterſchied beſtehe nur darin, daß die Standesherren
60 Jahre früher als die Depoſſedierten ihre Souveränität ver-
loren hätten. Die Standesherren verlangen, daß die Steuer
freiheit der Depoſſedierten beſeitigt werde. Weil ſie aber
wiſſen, daß die bürgerliche Mehrheit des Reichstages nicht dafür
zu haben iſt, und weil ſie wohl auch nicht in den unerhörten
Verdacht kommen wollen, ſich etwa gar zum Steuerzahlen zu
drängen, haben ſie ihrem bereits erwähnten Antrag noch einen
Eventualantrag angefügt. Jn dieſem Antrage verlangen ſie
auch für ſich Steuerfreiheit, wenn ſie den Depoſſe-
dierten gewährt werde.

Das ſcheint den deutſchen Standesherren die Hauptſache zu
ſein. Das Verlangen ſelbſt iſt freilich ein ſtarkes Stück. Wie
käme das Reich dazu, einer beſtimmten Kaſte ſteuerliche Vor
rechte einzuräumen, nur deshalb, weil deren Vorfahren vor
mehr denn 100 Jahren über Staaten „regiert“ haben, die oft
kaum dem Umfange einer Kleinſtadt geich kamen! Wir ver-
langen, daß nicht nur die Depoſſedierten, ſondern auch die
Landesfürſten zu allen Steuern herangezogen werden. Der
Verſuch der ſogenannten Standesherren, für ſich ein Vorrecht
herauszuſchlagen, verdient als Zeichen der Zeit feſtgenagelt zu
werden.

!whöh---

Vereitelung der Telephonverteuerung
Jn dieſen Tagen ſollte die erzreaktionäre Telephonver-

teuerungsgebühren- Ordnung im Reichstage zur
zweiten Leſung gelangen. Der Wechſelbalg wird demnächſt
auch auf der Tagesordnung erſcheinen. Aus der Debatte dar-
über wird aber wohl nichts werden; den Machern graut
vor ihrem eigenen Werke. Die vom ſchwarz-blauen
Block gefaßten Kommiſſionsbeſchlüſſe haben mit Recht den leb-
hafteſten Proteſt der Handels- und Jnduſtriekreiſe geweckt,
denen das unentbehrliche Verkehrsmittel verteuert werden ſoll.
Es iſt deshalb von der Seite, die ſich um das Zuſtandekommen
der Kommiſſionsbeſchlüſſe am eifrigſten bemüht hat, am
Donnerstag nachmittag in einer zwangloſen Beſprechung von
Abgeordneten, die an der Beratung des Geſetzes teilgenommen
haben, empfohlen worden, die Zurückverweiſung des Geſetzent-
wurfes an die Budgetkommiſſion zu beantragen. Ein ſolcher
Antrag ſoll von allen Parteien unterzeichnet werden. Man
hat eingeſehen, daß die Kommiſſionsbeſchlüſſe in weſentlichen
Teilen nicht aufrecht erhalten werden können. Was nun aus
der Gebührenordnung wird, läßt ſich nicht ſagen. Die Zurück-
verweiſung an die Kommiſſion kann zu einem ſang- und klang-
loſen Begräbnis werden. Die Budgetkommiſſion wird vor
Oſtern kaum zu einer erneuten Beratung gelangen, die ſich ſehr
eingehend geſtalten muß, da feſtſteht, daß die Poſtverwaltung
falſche Angaben gemacht hat. Ob ſich nach Oſtern im Plenum
des Reichstages noch Zeit finden wird, dieſes Geſetz zu beraten,
erſcheint recht zweifelhaft. Man muß heute ſchon dankbar ſein,
wenn es der Arbeit des Reichstages gelingt, verkehrsfvindliche
Geſetze zu vereiteln. Dieſe negative Arbeit iſt bereits zur
einzig poitiven geworden.

Zehn Mark und ein Jahr.
Nun haben nicht nur die Liberalen ihren politiſchen

Märtyrer (Becker), ſondern auch die Konſervativen. Am
Dienstag verurteilte das Wehlauer Schöffengericht den Ge
meindevorſteher Minuth in Poppendorf zu einer Geld-
ſtrafe von 10 Reichsmark, weil er am Tage der Stichwahl in
Labiau-Wehlau den liberalen Vertrauensmann Fiſcher
aus Königsberg im Hausflur zum Wahllokal tätlich an

Per Sieg des Schwachen.
Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Gegen Ende des Eſſens veränderte ſich die Miene des
Alten und er machte ein ſeltſames Geſicht. Nachdem der Auf-
tritt in jedem Betracht geendigt war, hatte er ihn doch wieder
über denken müſſen und ſtaunte nun hinterdrein über ſeine
Möglichkeit. Das Ganze erſchien ihm wie ein toller Traum,
lächerlich und deſſenungeachtet über die Maßen ernſthaft. Soll
ich dem Burſchen jetzt wirklich nachgeben müſſen? Soll ich
verloren haben ieſe Frage erhob ſich noch einmal in ihm,
und er überlegte. Aber alle beſſern Gründe ſprachen fürs
Nachgeben die Quelle gewaltſamer Taten ſprudelte nicht
mehr in ihm er beſchloß mit guter Manier ſich zu fügen.

Tobias erhielt eine Ahnung von dieſen innern Vorgängen
und fühlte ſich durch Gutmütigleit und Klugheit getrieben, den
Ueberwundenen durch freundliche Reden munterer zu machen
und ihm namentlich durch kindliche Beſcheidenheit wohlzutun.
Er war, wie geſagt, erleuchtet und hatte noch einen Zweck;
er wollte, das Eiſen ſchmiedend, ſolange es warm war, heute
noch die Geldfrage erledigen.

Als die Walpurg in die Küche, Kaſpar aus der für ihn
höchſt unheimlichen Atmoſphäre in den Hof abgegangen war,
ſagte er: „Vater, ich glaub', es iſt das Beſte, wenn wir heut'
auch gleich ausmachen, was ich von dir zum Heiratsgut be-
komme.“ Der Alte, das Praktiſche dieſes Antrags er-
kennend, erwiderte mit kurioſem Lächeln: „Ja, das glaub'
ich ſchon auch, daß dies das Beſte iſt!“ „Nun,“ rief unſer
Burſche treuherzig, „ſo ſag' mir gleich, was du über das
mütterliche Vermögen von dir noch geben willſt!“ Der Alte
beſann ſich und nannte ihm endlich eine Summe, die nach
Verhältnis ſeines von Tobias nicht ganz gekannten Vermögens
gering war, ſo daß der geliebtere Kaſpar immer noch um ein
Gutes beſſer bedacht werden konnte. Der Sohn erkannte wohl,
daß der Vater ihn keineswegs begünſtigte, aber er war in
öherm Schwung der Seele nebenbei geſagt auch um dieſesr und er verſetzte: „Damit bin ich zufrieden und dank'

dir ſchön!“ Er reichte dem Alten die Hand, und dieſer, von
olcher Beſcheidenheit und Bravheit beinahe gerührt, drücktea ihm väterlich.

Nach einer Pauſe begann derſelbe mit teilnehmend zweiſeln-
dem Ausdruck: „Was willſt du denn aber jetzt eigentlich tun?

Wenn das Mädchen hundert Gulden hat, wird's alles ſein;
oder hat ſie mehr?“ Tobias erwiderte groß: „Danach frag'
ich gar nicht.“ „So!“ meinte der Alte mit ironiſcher Be-
wunderung. „Aber auf die Art bringt ihr nicht viel über
tauſend Gulden zuſammen, und da biſt das notige Leben
nicht gewohnt.“ „Not werden wir nicht leiden,“ warf

gegriffen und mit Gewalt hinausgeworfen hatte.

Sie Konferbatisen werden dieſes Urteil, das einen
ihrer überzeugungsfeſteſten Helden trifft, unbegreiflich finden
und anfangen, an oſtelbiſcher Gerechtigkeit zu zweifeln.

Die Liberalen werden aber das Urteil von 10 Mk. Geld-
ſtrafe mit dem Urteil gegen ihren Parteigenoſſen Becker ver-
gleichen, der ein Jahr Gefängnis erhielt, weil er den
Herrn Landrat nicht etwa tätlich angegriffen oder gewaltſam
hinausgeworfen, ſondern nur ſchriftlich „beleidigt“ hatte.

Deutſches Reich.
Die Univerſitätsbehörden als Werkzeuge der Reaktion.

Aus Königsberg wird gemeldet: Gegen die Studen-
ten, die in Labiau-Wehlau den Liberalen Wahlhilfe ge-
leiſtet haben, iſt vom Univerſitätsrichter ein Ermittlung s-
verfahren eingeleitet worden. Es haben bereits zahl
reiche Vernehmungen ſtattgefunden.

Die Studenten ſollen ſich nur im erzreaktionären
Sinne wahlpolitiſch betätigen. Durch ſolche Maßregelungs-
verſuche erhalten die Liberalen den unverdienten Nimbus, als
ſeien ſie tapfere Kämpfer für den Fortſchritt.

Kreuzzeitung und Frauentag. Mit Gott für König und
Vaterland ſchimpft die Kreuzzeitung auf den angekündigten
ſozialdemokratiſchen Frauentag. Die politiſche und ſoziale
Gleichheit der Frau ſei in den Mittelpunkt der Veranſtaltung
„geſchoben“ worden. „Die abſolute Gleichberechtigung iſt der
Zukunftstraum, der die proletariſchen Frauen an die Sozial-
demokratie feſſeln und ihnen die ſchwer niederzuhaltenden Ge-
lüſte einer Sonderbündelei deftnitiv nehmen ſoll.“ Die
Sozialdemokraten „wiſſen auch ganz gut, daß dieſe völlige
Gleichberechtigung nichts als eine Phraſe iſt“. Aber für die
Agitation, beſonders für Wabhktlſchlepperdienſte und für die
Jugendverführung (1!) ſei „die rote Frauenbewegung“ der
Sozialdemokraten wertvoll.

Die Kreuzzeitung täuſcht ſich über die Wirkung ſolcher blöden
und nichtswürdigen Angrifſfe. Je lauter ſie ſchimpft, um ſo
eher werden die Frauen des Proletariats begreifen, wie not-
wendig es iſt, ſich gegen reagktionäre Niedertracht zu erheben.

Aufrechte Moderniſten. Nach einer Meldung von Stutt-
gart haben ſich 12 katholiſche Geiftliche, vier Tübinger Univer-
ſitätsprofeſſoren und zwei Repetenten am katholiſchen Konvikt
in Tübingen geweigert, den Moderniſteneid abzulegen.
Amtsentſetzung, Bannfluch!

„Hanſabunds-Kriegsvagen.“ Die Staatsbürger-Zeitung
erzählt liebliche Märchen von dem „roten Golde des Hanſa-
bundes“. Von einem Augenzeugen des Kampfes in Labiau-
Wehlau wird ihr berichtet, „daß die Luft im ganzen Wahlkreiſe
durch die Benzindämpfe des „Hanſabunds Kriegswagen“ ver-
peſtet war“. „Unſere Automobilfabrjken werden wohl ſchon
mit fieberhaftem Eifer arbeiten, um alle für die allgemeinen
Reichstagswahlen von dieſer Seite angeforderten Duftwagen
bereitftellen zu können. Noch anrüchiger aber als dieſe
Methode der Automobilbeförderung zum Wahllokal will uns
die Maſſenanwerbung von Wählern, oder, wie
man ſagte: Schleppern erſcheinen. Der Schleier, der über
dieſer hier geübten Art der Stimmenvermehrung liegt, müßte
ſich doch ſo lüften laſſen, daß es den Hanſabündlern verleidet
wird, bei den allgemeinen Wahlen die ungezählten
Millionen ihres Wahlfonds in gleicher Weiſe an
zulegen.“

Der Staatsbürgerzeitung erſcheinen die „ungezählten Millio-
nen“ der Hanſabündler natürlich nur deshalb ſo anrüchig, weil
ſie „internationalmoderne“, ſoll heißen „jüdiſche“ Opferwillig-
keit hinter dieſen Schätzen wittert.

Eine Muſterordnungsſtütze. Wie bereits kurz mitgeteilt,
verurteilte das Schwurgericht in Bromberg den Brom-
berger Kriminalkommiſſar Schreiber wegen Unter-
ſchlagung amtlicher Gelder zu einem Jahre Gefängnis. Der
Angetlagte, der ein recht lockeres Leben führte, hat gegen
10 000 Mt. Schulden. Schon 1907 eignete er ſich eine kleinere
Summe und auch die dazu gehörenden Akten an. Ebenſo macht
er es mit 100 Mk., die einem Verhafteten abgenommen waren.
Beide Summen waren Eigentum von Proſtituier-
ten. Jn der Verhandlung wurde feſtgeſtellt, daß bei der
Bromberger Kriminalpolizei eine ganze Anzahl von Akten
einfach unerledigt liegen blieb und daß dort ganz nach Will-
kür verfahren wurde. Am 24. Januar beginnt ein neues

Tobias ein. „Wo wollt ihr denn aber hin?“ fragte der
Alte; „im Dorf iſt nichts frei. Und als dritter könnteſt du
von der bloßen Schneiderei ohne ein ordentliches Anweſen
hier gar nicht leben.“ „Jm Dorfe will ich auch nicht
bleiben,“ verſetzte der Sohn. „Wo denn fuhr der Alte
fort. „Weißt du etwas in der Nachbarſchaft? Oder,“ ſetzte
er etwas ſpöttiſch hinzu, „im Keſſeltal?“

Tobias zeigte ein Geſicht wie einer, der ſeiner Sache gewiß
iſt, und erwiderte: „Vater, ich mein', wir haben heut' genug
miteinander ausgemacht. Laſſen wir's dabei bewendet ſein,
morgen iſt auch noch ein Tag. Jch weiß, wo ich hingehör'
und wo ich mein Glück machen muß und wenn ich das ſag',
dann iſt's genug.“ Der Alte ſchaute ihn an und ſchüttelte
den Kopf. „Darf's der Vater nicht wiſſen „Jetzt noch
nicht,“ verſetzte der Burſche, und da er im Geſicht des Alten
tiefen Unglauben erkannte, ſtand er auf und ſagte: „Vater,
vertrau' mir! Jch hab' dir heut' gezeigt, daß ich etwas kann,
was du mir vorher nicht zugetraut hätteſt“ („Unverſchämter
Menſch!“ dachte der Alte) „und jetzt ſoll's immer ſo fort-
gehen“ („Gute Ausſichten!“). „Vom heutigen Tage hebt für
mich ein neues Leben an. Jch werde glücklich, ich werde, und
das in nicht gar zu langer Zeit, ein reicher und angeſehener
Mann ſein und du wirſt deine Freude an mir haben.“
Der Alte war verſucht, ihm ins Geſicht zu lachen er begnügte
ſich indeſſen mit einer Gebärde, die ungefähr ſagte: „Jch muß
dich jetzt gehen laſſen! Wenn du ein Narr und Bettler wirſt,
iſt's deine Sache.“

Tobias beachtete dieſe Bewegung um ſo weniger, als es
unterdeſſen dunkel geworden war und die Glocke „bedächtig“
neun Uhr ſchlug. Der Glückliche hätte nun zur Bäbe gehen
und der Guten, Lieben und Treuen den Erfolg mitteilen kön-
nen; aber er hatte ſich etwas anderes ausgedacht, was ihm
ſchöner dünkte; und da ihn die Ereigniſſe des Tages doch er-
müdet hatten, ſagte er dem Vater herzlich Gute Nacht und
ging zu Bettc.

Am andern Morgen war unſer Schneider der Löwe des
Tages. Der Abend des Samstags iſt auch für den Bauer
eine Ferienzeit; man beſucht ſich mehr als ſonſt in der Woche,
das Wirtshaus bot größern Zuſpruch und man überläßt ſich
mit reinerm Behagen der Luſt des Geſprächs. Daß nun ein
Auftritt, wie der zwiſchen Tobias und ſeinem Vater, mit der
größten Schnelligkeit im ganzen Dorf herumkam, iſt bei dem
Jntereſſe, das die Familie ſchon auf ſich gezogen hatte, nicht
zu verwundern. Aus den Vermutungen des Trupps, der vor
dem Hauſe ſtand, aus der Nachricht der Walpurg, die den
Streit als nicht der Rede wert darſtellte, und endlich aus den
Buſätzen phantaſiebegabter Erzähler bildeten ſich verſchiedene
Lesarten, die ſich zum Teil ſtark widerſprachen. Nach den
Anſichten der meiſten hatte es in dem Schneiderhauſe eine
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„ſchreckliche Geſchichte“ gegeben; denn die Walpurg mochte
ſagen, was ſie wollte daß weder der alte noch der junge
Schneider ins Wirtshaus kamen, was ſie ſonſt an dieſem
Tage nie verſäumten, das war deutlich genug. Nach den
einen jedoch hatte der Vater den Sohn halb trotgeſchlagen,
nach den andern der Sohn den Alten mit einem Hammer
oder Beil auf den Kopf getroffen, daß das Blut in der Stube
herumlief daß er einen „Treff“ hatte auf ſein Lebtag und
am Ende noch das Gericht einſchreiten mußte. Sonntags
in der Früh klärten ſich die Meinungen. Die Anſicht vieler
kam der Wahrheit ziemlich nahe; nur blieb das letzte Ergeb-
nis des Streites unbekannt. Daß der junge Schneider dies-
mal über den alten Herr geworden, das ſtellte ſich eine halbe
Stunde vor der Kirche bei den meiſten als gewiß heraus.
Und dieſe Tatſache erſchien ungemein ſpaßhaft, wenn man
auch noch nicht wußte, was nun daraus werden ſollte.

Als zur Kirche geläutet wurde, ſah man den alten Schneider
allein aus dem Hofe treten und ſtill und ernſt dem Gottes-
hauſe zugehen. Weder auf dem Wege noch in der Kirche ſelbſt
lonnte man an ſeinem Kopfe die geringſte Spur einer Ver-
letzung wahrnehmen; diejenigen, die noch daran gehalten
hatten, mußten ihre Meinung verbeſſern. Von der Kirche ging
er erbaut und, ſoweit es ſeine andächtige Stimmung zuließ,
heiter nach Hauſe. Er war aber zugleich ſo in ſich gekehrt,
daß ihn auch nähere Bekannte nur grüßten und nicht zu
fragen den Mut hatten.

Jm Pfarrhauſe war das Ereignis erſt kurze Zeit vor dem
Beginn des Gottesdienſtes bekannt geworden. Der Grund
war, daß ſich die Frau Lehrerin am Samstag unpäßlich
fühlte, abends nicht mehr ausging und auch am Sonntag erſt
ſpät ſich erheben konnte. Die Lesart, die durch ein Bauern
weib an die Pfarrerin kam, meldete arge Händel zwiſchen
Vater und Sohn, wobei ſie ſich wechſelſeitig beſchädigten und
viele Geſchirre zugrunde gingen. „Alſo wieder!“ ſagte ſich
die Frau mit Ernſt und Unmut, wie ſie allein war. „Nun
wird's bald unmöglich, den Skandal vor meinem Mann länger

verbergen! Daß er von der letzten Geſchichte nichts er-
ahren hat, iſt ſchon ein Wunder“ (übrigens aus dem Charak-

ter des Geiſtlichen und aus ihren eigenen Vorkehrungen zu
erklären). „Aber jetzt, wo die Sache wieder aufgerührt iſt,
wird am Ende doch etwas an ihn kommen und es wird viel-
leicht notwendig werden, ihm alles zu ſagen. Wollte Gott,
das Mädchen hätte mein Haus nie betreten!“ Das Zu-
ſammenſchlagen der Glocken mahnte ſie, die ſonntägliche Toi-
lette zu vollenden und ſich ins Gotteshaus zu begeben. Hier
konnte ſie von ihrem Stuhl den alten Schneider nicht ſehen
und auf dem Heimwege fragen wollte ſie nicht; ihre bedenk-
liche Stimmung erfuhr daher keine Milderung.

Fortſetzung folgt.)



Verfahren vor der Strafkammer, wo auch der Verurteilte wie
der mit zu erſcheinen hat.

Frankreich.
Die Empörung der Winzer.

Jn einigen franzoſiſchen Orten haben die Winzer ihrem Un
willen über fortgeſetzte Weinfälſchungen, und ihrer Un-
zufriedenheit wegen ungenügender materieller Unterſtützung in
ihrer mißlichen Lage durch die Regierung vielfach recht draſti-
ſchen Ausdruck verliehen. Jn Reims ſind eine Anzahl
Winzer in Hautvilliers in die Keller der Weinfirma Berthet
eingedrungen, wo ſie 400 Hektoliter Wein auslaufen ließen.
Dieſe Arbeit ging ſo geräuſchlos vor ſich, daß es, als das Per-
ſonal der Firma erſchien, bereits zu ſpät war. Der Wein ſollte
heute nach Epernay verſchickt werden. Die Behörden ſind an
Ort und Stelle eingetroffen und haben bereits eine Unter
ſuchung eingeleitet. Der Bürgermeiſter des Ortes teilte mit,
daß er nicht imſtande ſei, die Aufrechterhaltung der Ordnung
und Ruhe zu garantieren. Als ſich in Ventreuil das Ge
rücht verbreitete, daß zwei Winzer verhaftet werden ſollten,
ſchlug die Menge die Fenſter des Saales ein, in dem das Ver
hör ſtattfand, und ſchoß mehrere Böller ab, um die Winzer der
Umgegend zu alarmieren. Erſt als ſich der Staatsanwalt ent
fernte, ohne Verhaftungen vorgenommen zu haben, zog die
Menge wieder ab.

Die Regierung hat beſondere Maßnahmen angeordnet, die
einer Wiederholung der Unruhen in der Champagne vorbeugen
ſollen. Sie findet die dortigen Vorgänge unerklärlich, da
für die Winzer Unterſtützungskredite bewilligt worden ſeien
und auf eine Unterdrückung der Weinfälſchungen hingearbeitet
werde.

Rußland.
Nach Sibirien verbannt!

Die Häſcher und Schergen des Blutzaren betreiben das
ſchändliche Spitzelhandwerk, die Verfolgung und Hetze politiſch
„Verdächtiger“ wieder mit geſteigerter Energie. Der Henker
hat im Reiche Väterchens gute Tage. Am Donnerstag ſind
von Petersburg aus allein 260 politiſche Gefangene
nach den Schneegefilden und Eiswüſten Sibiriens ver-
bannt worden. Jn der Nacht unternahm die Staatspolizei
Hausſuchungen in verſchiedenen Stadtvierteln; 15 Per-
ſonen ſind verhaftet, meiſt Studierende.

Portugal.
Die Republik gefeſtig.

Unter den Lügennachrichten, die in den letzten Tagen maſſen
haft über angeblich anarchiſche Zuſtände, die in Portugal herr-
ſchen ſollten, verbreitet wurden, befand ſich auch eine Havas-
meldung aus Madrid, nach der die Reſerviſten einer
an ſie ergangenen Einberufungsorder nicht Folge geleiſtet

hätten. Dieſe Meldung beruht, wie der Frankf. Ztg verſichert
wird, vollſtändig auf freier Erfindung. Jn Liſſabon,
wie im ganzen übrigen Portugal hat ſich die Situation ſeit

der großen Kundgebung am letzten Sonntag merklich ge
beſſert. Der Streik der Gas arbeiter dürfte inzwiſchen
bereits zu Ende gegangen ſein.

Türkei.
Die griechiſch- türkiſchen Grenzkonflikte

nehmen kein Ende; faſt täglich ereignen ſich blutige Zuſammen
ſtöhe. Bei Foxaui an der griechiſchen Grenze kam es zu einem
Kampf zwiſchen griechiſchen und türkiſchen Soldaten, bei dem

drei griechiſche Soldaten getötet wurden. Bei
Arta ſchoſſen griechiſche Soldaten auf einen türkiſchen
Wachtpoſten. Herbeigeeilte Kameraden des Angegriffenen
erwiderten das Feuer und erſchoſſen zwei Griechen.
Darauf drangen die griechiſchen Soldaten gegen das türkiſche
Wachthaus vor, wurden aber durch heftiges Feuer zurückgejagt.
Die Verluſte auf griechiſcher Seite ſind unbekannt; auf tür-
kiſcher Seite waren keine zu verzeichnen.

Südafrika.
Geſetzlicher Schutz der Eingeborenenarbeit.

Wie die Londoner Daily Chronicle aus Johannes-
burg meldet, iſt ein Geſetzentwurf publiziert worden, der den
Zweck verfolgt, die Eingeborenenarbeit zu ſchützen. (Der
Entwurf iſt offenbar eine Folge der Niedermetzelung von an
einem Eiſenbahnbau beſchäftigten engliſchen Kaffern durch
deutſche Soldaten in Wilhelmstal.) Die Anwerbung von Ein
geborenen- Arbeitskräften wird von der Erteilung einer
Lizen z abhängig gemacht. Der Arbeitskontrakt muß ſchrift-
lich ausgefertigt und jedesmal mit behördlicher Be-
ſcheinigung verſehen ſein. Der Generalgouverneur kann
die Anwerbung von Eingeborenen Arbeitskräften außerhalb
der Union verbieten.

Der Verfaſſungskampf in China.
g. k. Das oſtaſiatiſche Bureau, das in Brüſſel ſeinen

Sitz hat, gibt jetzt unter Mitwirkung hervorragender Männer
Chinas eine Zeitſchrift, die Gelbe Rundſchau, heraus,
deren Aufgabe iſt, das Verſtändnis für chineſiſche Angelegen-
heiten in Europa zu fördern und die kulturelle Durchdringung
der beiden fremden Welten zu erleichtern. Jm Einleitungs-
artikel heißt es: „Jn zehn Jahren, von 1900 bis 1910, hat
China ſich mehr reformiert als in den 1000 Jahren zuvor. Eine
machtvolle Bewegung trägt jetzt die chineſiſche Nation zur
politiſchen und wirtſchaftlichen Umgeſtaltung. Vierhundert
Millionen der gelben Raſſe erhalten eine neue Erziehung.
Ehina entlehnt dem Weſten ſeine Parlamente, ſeine Lokomo-
tiven und Dynamomaſchinen. Zwei Welten finden einander
heute: die weiße und die gelbe. Die Menſchheit tritt in eine
neue, gewaltig erweiterte Geſchichtsepoche ein.“

Wir erfahren da von der elementaren Gewalt und den eigen-
artigen Kampfmitteln, mit denen die Verfaſſungsbewegung
ſich in China durchſetzt. Am 17. Oktober wurde berichtet, daß
der Kaiſer die Einberufung der konſtituierenden
Reichsverſammlung um vier Jahre beſchleunigt, ſie auf
1913, ſtatt 1917, angeſetzt habe. Wie kam das? Seit etwa
einem Jahre hatten die Provinzialtage ſich in Peking
verſammelt und nach einander zwei Eingaben behufs baldiger
Einberufung des Reichsparlaments an den Kaiſer gerichtet
Ohne Erfolg. Sie gingen nach Hauſe. Aber an ihre Stelle
trat ein „Vorparlament“, eine zahlreiche Notabeln
verſammlung, die in derſelben Richtung fortarbeitete. Sie
tagten in dem „Vertreterhauſe“ und arbeiteten eine dritte Ein-
gabe aus, die aber noch nicht abgeliefert war, als die Ereigniſſe
in raſche Bewegung kamen.

Die Annexionvon Korea durch Japan verurſachte eine
mächtige Bewegung der Chineſen in der Mandſchurei, die
gleichfalls die Einmiſchung der Japaner fürchteten, und bei den
Studenten in Tſchili, der Provinz um Peking. Abgeſandte
der Nordprovinzen kamen nach Peking und berieten mit den
Studenten. Es kam zu bewegten Verſammlungen, in denen
über das Schickſal des Reiches geweint und das Volk zur Ret-
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tung aufgerufen wurde. Manche Teilneſmer verſtlimmel-
ten ſich, um ihre Opferwilligkeit zu bekunden: ſie ſchnitten ſich
die Finger einer Hand ab! Nach einer Verſammlung begab
man ſich, begleitet von einer großen Voltksmenge, ins Ver-
treterhaus. Dort wurde ihnen der Text der dritten Eingabe
vorgeleſen, in der die Berufung des Parlaments für 1911 ge-
fordert wurde. Sie erhoben jedoch gegen die „Vertreter“ ſchwere
Vorwürfe: daß ſie das Volk täuſchten, nicht zu handeln wagten,
ihrer Aufgabe nicht würdig ſeien. Es gelte jetzt, zu ſiegen
oder zu ſterben. Da ſie nicht den Mut hätten, ihr Blut für
das Vaterland zu vergießen, wollten ihnen die Studenten ein
Beiſpiel geben. 17 waren mit Säbeln oder Dolchen bewaffnet
und begannen, ſich zu verſtümmeln. Die Verſammelten war-
fen ſich auf ſie, um ihnen die Waffen zu entreißen. Aber den
beiden Wortführern der Studenten, Chao und Liu, gelang
es, ſich ſchwere Verletzungen, der eine am Arm, der andere am
Schenkel, beizubringen, ſo daß das Blut weithin ſpritzte und die
für den Kaiſer beſtimmte Eingabe befleckte.

Darauf riefen die Vertreter, auch ſie gäben ihr Leben für
die Verfaſſung. Sie zogen mit der Eingabe in den Palaſt.
Als ſie dort hörten, der Kaiſer ſei für einige Tage im engeren
Palaſt, in den ſich niemand ohne Befehl begeben dürfe, er-
klärten ſie darauf, die Rückkunft abzuwarten; ſie würden eher
ſterben, als unverrichteter Dinge abziehen. Am nächſten Tage
übernahm es der Prinz Su, die blutbefleckte Eingabe dem
Kaiſer zu überreichen, der von ihr tief bewegt war und ſofort
den Senat berief, um deſſen Gutachten zu hören. Auch dort
machte die Eingabe tiefen Eindruck. Ohne Diskuſſion, in feier-
lichem Schweigen wurde faſt einſtimmig ihre Annahme
empfohlen. Miniſterialbeamte und Senatoren der Provinzen,
chineſiſche und Mandſchuprinzen ſtimmten einmütig für Ver-
ſaſſung und Parlament! Zuhörer und Straßenanſammlungen
iahmen dieſen Beſchluß begeiſtert auf und veranſtalteten eine

große Kundgebung zu Ehren der Studenten und der Vertreter.
Die Regierung verfügte darauf die Einberufung des Parla-
ments für 1913.

Jnzwiſchen iſt weiterer Konfliktsſtoff vorhanden. Die Ver-
treterver ſammlung beanſprucht, bis zur Einberufung des
Parlaments deſſen Stelle auszufüllen, insbeſondere die Finan-
zen und die Regierungsführung zu überwachen. Große, neue
Ereigniſſe, vielleicht der Rücktritt der Regierung oder der Aus-
bruch einer Revolution, können jederzeit eintreten. Jedenfalls
aber zeigen dieſe Mitteilungen, ihre völlige Genauigkeit vor-
ausgeſetzt, wie ernſt es dem chineſiſchen Volke mit den Refor-
men und der Volksvertretung iſt zugleich auch, wie weit
Empfinden und Handeln innerhalb der verſchiedenen Kultur-
kreiſe von einander abweichen. Wie zwiſchen Mann und Weib,
kann es auch in dem Verhältnis der Völker ſich nie darum
handeln, völlige Gleichartigkeit herbeizuführen. Genug, wenn
Rechtsgleichheit gewährt und jedem Teil die Erlangung der
Gleichwertigkeit möglichſt erleichtert wird.

Quittung.
Für Parteizwecke: Von Büſchdorf 3. Rate 0,70; von Rothen-

burg beim Geſellenſchmaus 3,25 Mk. Reiwand.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto
Niebuhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 18

I andrats wirtſchaft.
„Gegen die Sozialdemokratie vorzugehen iſt geradezu Pflicht

des Landrats!“
Auf der Tagesordnung der DonnerstagSitzung des preu

ßiſchen Dreiklaſſenhauſes ſteht die Interpellation
Aronſohn (Fr. Vpt.) und Genoſſen betr. Uebergriffe von
Landräten und anderen Regierungsbeamten im einſeitigen
Parteiintereſſe.

Abg. Lippmann (Freiſ. Vpt.): Jm Volke iſt die Anſicht
allgemein, daß wir in Preußen unter der Herrſchaft einer
konſervativ-agrariſchen Minorität ſtehen. (Sehr wahrl links.)
Das zeigt ſich vor allem bei dem Wahlrecht zum Landtage, bei
der Zuſammenſetzung der Kreisvertretungen und bei der Aus-
wahl der Landräte und anderer Regierungsbeamten. Der
Herr Miniſter hat uns nun eine Aufſtellung vorgelegt, wonach
die Landräte nicht ausſchließlich aus konſervativ-agrariſchen
Kreiſen ſondern auch aus Beamten- und anderen Kreiſen
ſtammen ſollen. Dieſe Aufſtellung kann uns aber nicht be-
friedigen. Jch will nicht fragen wie Herr Porſch, wie viel
Katholiken dabei ſind, auch nicht etwa wie viel Juden. (Sehr
gut! links.) Tatſache bleibt,

daß von 481 Landräten 268 adlig ſind.
Von den andern hat Herr Wiemer geſagt, ſie ſind gelernte
Adlige und die ſind vielleicht noch ſchlimmer. (Sehr
wahr! links.) Aber bei den Landräten iſt es ganz ausge
ſchloſſen, daß wie in der Juſtiz Söhne kleiner Handwerker und
Bauern, Söhne von jüdiſchen Bankiers in die höheren Stellen
einrücken. (Sehr gut! links.) Wenn die Regierung es ernſt
meint mit ihrer Beteuerung, daß die Landräte über den Par-
teien ſtehen ſollen, möge ſie es machen wie die Juſtiz und die
Landräte nicht nur aus den Kreiſen des Adels nehmen und
denen, die gern geadelt werden wollen. Lachen rechts.) Wir
haben eine große Zahl Uebergriffe. Jch erinnere zunächſt an
den Fall des Landrats Schroeder in Witgenſtein. Einen jüdi-
ſchen Lehrer beſchied er zu ſich, weil er ihn

nicht richtig gegrüßt habe;
von einem Milchhändler verlangte er, daß er ihm zuerſt die
Milch liefere, und als er de blehnte, entzog er ihm die Milch-
lieferung für das Kreiskra enhaus; ſeine Untergebenen be-
handelte er ſo, daß verſchiedene

Selbſtmordgedanken äußerten
uſw. Das alles iſt im Sommer gerichtlich feſtgeſtellt, aber
ein Diſziplinarverfahren gegen den Landrat Schroeder iſt bis
her nicht eingeleitet. (Hört, hört! links.) Einem unter-
gebenen Beamten, der ſich infolge der Behandlung ſeitens des
Landrats hatte penſionieren laſſen, verſagte der Landrat
Schroeder die Erlaubnis, darüber vor Gericht auszuſagen.
(Hört, hört! links.) Dabei iſt nach dem Geſetz die Verſagung
einer ſolchen Genehmigung nur ſtatthaft, wenn das Wohl des
Staates Preußen gefährdet iſt.

Das Wohl des Staates Preußen kann aber nicht durch eine
e Ausſage gefährdet werden, ſondern vielmehr dadurch,
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ein Abgrund klafft zwiſchen Bürgerſchaft und Bureanukratie.
(Sehr wahr! links.) Der Landrat in Bolkenhain in Schleſien
hat einen königstreuen Gaſtwirt nicht als Schöffen beſtätigt,
weil er Sozialdemokraten in ſeinem Lokal duldete.
(Hört, hört! links.) Noch ſchlimmer wird es in Oſtpreußen.
Trotz der Anweiſung des früheren Miniſters des Jnnern von
Moltke, daß die Wählerliſten jedermann zur Einſicht ſtehen
müßten, wurde von den Landräten in Labiau-Wehlau dies
Liberalen wiederholt verweigert. Und der Landrat v. Hippel
in Labiau ließ ſich auch nach dem Eingreifen des Regierungs-
präſidenten nicht dazu herbei, dem Geſetz entſprechend zu han
deln. (Hört, hört! links.) Saalverweigerungen an Liberale
waren an der Tagesordnung. Gemeindevorſteher wurden von
dem Landrat v. Hippel zum Verteilen konſervativer Flug
blätter veranlaßt; das Kreisautomobil wurde dem konſerva
tiven Kandidaten zur Verfügung geſtellt uſw. Der Landrat
von Wehlau hat das Hereinwerfen des ſogen. „dunklen Punk-
tes“ im Vorleben des Bürgermeiſters Wagner in den Wahl-
kampf geduldet, obwohl er wußte, daß Bürgermeiſter Wagner
in dem betr. Fall vollkommen korrekt gehandelt hatte. (Hört,
hört! links. Zuruf bei den Sozz.: Sehr vornehm!) Unerhört
war auch der Ueberrumpelungsverſuch bei Anſetzung des Stich-
wahltermins. Nach ſeiner Wahl als Vertreter der Liberalen
in den Reichstag wurde dem Bürgermeiſter Wagner die Ver-
waltung des Kreisarmenhauſes mit Dienſtwohnung auf Be-
ſchluß des Kreisausſchuſſes entzogen. (Zurufe links: Uner-
hört! Abg. Leinert (Soz.): Es iſt eine Frechheit!) Sie
hören die Stimme des Volkes. Heiterkeit rechts.) Was den
Fall Becker anlangt, ſo will ich, da das Verfahren noch ſchwebt,
von der Schuldfrage im juriſtiſchen Sinne nicht ſprechen. Die
Höhe der Strafe hat nicht nur Herr Wiemer kritiſiert, ſondern
auch Dr. Friedberg und Herr v. Zedlitz. An abſichtliche Vor
eingenommenheit der Richter denkt niemand von uns, aber für
das Volksempfinden iſt die Strafe viel zu hoch z. B. im Ver-
hältnis zu der

Beſtrafung von Soldatenſchindern
Die Verhandlung gegen Becker hat im übrigen aber ergeben,
daß der Landrat des Kreiſes Grimmen in einfeitig agrar-kon-
ſervativer Weiſe vorgegangen iſt. Dieſen Uebergriffen gegen-
über hat Herr Becker ein Rechtsgefühl gezeigt, das wir
achten und ehren müſſen. (Bravol links.) Redner geht aus-
führlich auf den Beckerprozeß ein. Jn einem langen geheimen
Bericht an den Regierungspräſidenten von 1906 legt der Land
rat dar, man könne Becker eventuell wieder Gutsv ſteher wer
den laſſen, denn er halte ſich in letzter Zeit von der liberalen
Agitation ſcheinbar fern und könne vielleicht für die Konſer
vativen gewonnen werden. ört, hört! links.) Das heißt
doch einſeitige politiſche Propaganda treiben. (Sehr wahr!
links.) Selbſt zugegeben hat der Landrat, das liberale Greifs
walder Tageblatt als „Schweineblatt“ bezeichnet zu haben und
einen Oekonomierat abgeraten zu haben, Pferde von Becker zu
kaufen. (Hört, hört! rechts.) Auch in dieſem Prozeß ſtand die
Regierung auf dem Standpunkt: Nur nichts herauslaſſen. Das

iſt der Standpunkt
der gemeinſamen Jntereſſen des Veamtenkörpers.

Den Beweis dafür, daß der Landrat tatſächlich einſeitig gegen
die Liberalen Propaganda getrieben habe, hat der Miniſter
der Verteidigung dadurch abgeſchnitten, daß er die Herausgabe
der Akten verweigerte. (Hört, hört! links.) Ein Lehrer wurde
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verpflichtet, eine Erklärung zu unterſchreiben, daß er nicht
mehr politiſch tätig ſein werde, ſonſt würde er

vom Amte ſuspendiert werden.
(Hört, hört! links.) Das iſt unzuläſſig, verſtößt gegen die
Verfaſſung und fordert ſchärfſten Widerſpruch heraus. (Sehr
wahr links.) Ueber den liberalen Wahlverein ſind Geheim-
alten geführt worden und über ihn geheime Berichte an die
Regierung geſandt worden. Der Miniſter ſagte neulich, Be
amte könnten allen Parteien angehören,

nur nicht der Sozialdemokratie.
Warum denn nicht? und übrigens ſcheint man die Grenze
zwiſchen Sozialdemokratie und Freiſinn allmählich ver-
wiſchen zu wollen. Wollen Sie auch die Liberalen außer-
halb der Verfaſſung ſtellen, die königstreu ſind, die ſich als
Staatsbürger fühlen. (Zuruf bei den Soz.: Als Staatsbürger
fühlen wir uns auch!) Wir verbitten uns ſolche Geheimliſten
über liberale Vereine auf Grund der Verfaſſung. (Bravo!
links.) Wir verlangen von der Regierung, daß ein Wahlrecht
geſ. affen wird, das allen Bürgern gleiche Rechte gibt und daß
die Vorrechte der Minorität, die uns augenblicklich beherrſcht,
beſeitigt werden: als der Kreisordnung, der Provinzialord-
nung, bei Beſetzung der Landräte und der höheren Stellen in
der inneren Verwaltung. Wir ſtehen mit dieſen Forderungen
auf dem Boden der Verfaſſung. (Lebh. Bravo links.)

Miniſter v. Dallwitz: Die Forderung des Jnterpellanten
iſt ganz unbegründet, denn ſolche Vorrechte beſtehen
nicht. (Lautes Lachen links.) Das ergibt ſich aus der von
mir vorgetragenen Tabelle. Von 481 Landräten ſtammen nur
152 aus land wirtſchaftlichen Kreiſen, 281 aus Beamtenkreiſen
uſw. Regierungsſeitig findet alſo eine Bevorzugung agrariſch-
konſervativer Kreiſe nicht ſtatt. Jch weiſe dieſe Behauptung
entſchieden zurück, die durch nichts bewieſen iſt. (Bravo rechts,
Lachen links.) Das Verfahren gegen den Landrat Schroeder
ſchwebt noch. Jm Falle Bolkenhain iſt Bericht erfordert, aber
noch nicht eingegangen. Jm übrigen eignen ſich Gaſtwirte
wenig zu Gemeindevorſtehern infolge ihrer Abhängigkeit von
der Bevölkerung. (Sehr richtig! rechts, Lachen links.) Daß
Herr v. Hippel die Abſicht gehabt hat, die Abſchrift der Wähler-
liſte zu erſchweren, beſtreite ich. Er hat die Abſchriftnahme im
Gegenteil dem freiſinnigen Parteiſekretär ausdrücklich auf Ver-
langen verſchafft. (Hört, hört! rechts, Zuruf b. d. Soz.: Woher
denn die Beſchwerden Die Feſtſetzung des Stichwahltermins
iſt ſo raſch wie möglich erfolgt, damit nicht wieder eine große
Agitation einſetze (Hört, hört! links) bei allen Parteien.
Der Miniſter widerlegt u. a. auch eine gar nicht aufgeſtellte
Behauptung. (Zurufe links: Das iſt ja gar nicht behauptet
worden! Abg. Hoffmann (Soz.): Aber es ſteht auf ſeinem
Zettel! Heiterkeit.) Dann iſt dem Landrat vorgehalten wor
den, er habe Wagner gegen den Vorwurf des „dunklen Punktes“
nicht in Schutz genommen. Tatſächlich hat er in der Sitzung
des konſervativen Wahlvereins, der er als Gaſt beiwohnte,
darauf hingewieſen, daß die betr. Sache zugunſten Wagners
erledigt ſei. Von der Preßnotiz darüber hat er keine Kenntnis
gehabt und ſie nachher bedauert. (Hört, hört! rechts.) Die
Verbreitung des Volksfreunds, eines Organs zur Bekämpfung
der Sozialdemokratie, durch die Landräte halte ich für ſehr er
wünſcht. (Bravol! rechts, Hört, hört! links, Zuruf b. d. Soz.:
Wovon wird's bezahlt?!)

Präſ. Kröcher: Nach der Verfaſſung haben die Miniſter
das Recht nicht nur zu ſprechen, ſondern auch gehört zu werden.
(Heiterkeit.) Jch bitte, den Herrn Miniſter nicht zu unter-
brechen.

Miniſter v. Dallwitzz: Auf den noch ſchwebenden Becker
prozeß kann ich nicht eingehen. Das Aktenſtück über den libe-
ralen Wahlverein mußte nach dem Vereinsgeſetz angelegt wer
den. (Zuruf links: Und warum nicht über den konſer-
vativen Verein Weil er nicht annähernd ſoviel Arbeit
macht. Heiterkeit rechts.) Auch im Miniſterium des Jnnern
iſt ein

beſonderes Aktenſtück über dieſen liberalen Wahlvereip
angelegt

worden, weil Dutzende von Beſchwerden von ihm an das
Miniſterium eingingen. Die Abſicht, Herrn Becker geſchäftlich
zu ſchädigen, hat nach dem Ergebnis des Prozeſſes der Landrat
nicht gehabt. Jch habe überhaupt aus dem Prozeß den Ein-
druck gewonnen, daß eigentlich der Landrat der Verfolgte ge
weſen iſt. (Große Heiterkeit links.) Er war umgeben von
einem Netz von Spionen, ſeit zehn Jahren wurde jede ſeiner
Aeußerungen in ſeinem Hauſe hinterbracht. Jch kann nach
alledem nur erklären, daß dem Miniſter Tatſachen nicht
bekannt geworden ſind welche es wünſchenswert oder notwendig
machen, beſondere Maßnahmen zu treffen, um einſeitigen
parteipolitiſchen Uebergriffen von Landräten entgegenzutreten.
(Hört, hört! links, Lebh. Bravo! rechts.)

Abg. v. Hennigs-Techlin (konſ.): Klagen über Ueber-
griffe von Landräten haben wir ja ſchon oft hier gehört, es iſt
zu einer Art Suggeſtion geworden, daß ſolche Uebergriffe vor-
kommen. (Sehr richtig! rechts, Lachen links.) Es kommt das
ganze Milieu in Betracht, in dem ſie paſſiert ſein ſollen, Wahl-
kämvfe nach amerikaniſcher Art mit dem Gelde des Hanſa-
bundes. (Zuruf b. d. Soz.: Der Bund der Landwirte mit den
Kaligeldern!) Nach meinen Erkundigungen iſt die Behbaup-
tung bezüglich der Kaligelder eine Unwahrheit. Der Landrat
iſt, wenn er ſeine Stellung richtig ausfüllt, der Vertrauens-
mann der Einwohner ſeines Kreiſes. Er muß vor allem darauf
ſehen, daß er

ſeine Autorität wahrt.
Der Fall in Bolkenhain liegt ganz klar. Gegen die Sozial
demokratie vorzugehen, iſt geradezu die Pflicht des Landrats.
(Lebh. Widerſpruch b. d. Soz. Präſ. v. Kröcher: Jch weiß
nicht, worüber Sie (zu den Soz.) ſich ſo aufregen, der Redner
ſpricht ja bloß gegen die Freiſinnigen. Gr. Heiter
keit rechts) Was nun den Fall Becker anlangt, ſo iſt Herr
v. Maltzan einer der höflichſten und friedfertigſten Menſchen,
aber Herr Becker hat es ihm äußerſt ſchwer gemacht, indem er
ſich als Querulant bewieſen hat. Aeußerſt bedauern muß ich es,
daß der Führer einer großen Partei wie Herr Dr. Friedberg
auf Grund unbewieſener Behauptungen dem Landrat von
Maltzan an den Kopf geworfen hat, ſeine Handlungsweiſe ſei
nicht vornehm. Jch halte dies Vorgehen für unkorrekt und für
den Mißbrauch der Jmmunität eines Abgeordneten. (Große
Unruhe links, lebh. Bravo! rechts.) Bezeichnend für den
Charakter des Herrn. Becker iſt z. B., daß er in Eingaben an
ſeine Vorgeſetzten geſchrieben hat, die Richter im Diſziplinar-

hof hätten ſich nicht zuſammengefunden, das Recht zu finden,

ſondern das Recht zu beugen. Jn einer andern Eingabe ſchreibt
Herr Vecker: Herr Miniſter, wenn Sie den Landrat nicht er-
ziehen, dann werde ich ſeine Erziehung in die Hand nehmen.
(Große Heiterkeit rechts.) Daß die Akten vom Miniſterium
nicht herausgegeben worden ſind, halten wir für durchaus
richtig. Jedes Vertrauen zwiſchen Untergebenen und Vorge
ſetzten müßte völlig untergraben werden. wenn ſolche

Geheimakten
dem Gericht überliefert würden. (Lebh Zuſtimmung rechts.
Abg. Liebknecht (Soz.): Lichtſcheue Verwaltung Es iſt
bei der ganzen Jnterpellation nichts herausgekommen. Jn
Labiau-Wehlau iſt nichts vorgekommen, was die Interpellation
rechtfertigte (Lachen links) und der Prozeß Becker hat eine
glänzende Rechtfertigung des Landrats gebracht. (Stürmiſcher
Beifall rechts, Ziſchen links.)

Hierauf vertagt ſich das Haus.
Es folgen perſönliche Bemerkungen.
Abg. Dr. Friedberg (natl.): Herr von Hennigs hat ge

ſagt, ich hätte meine Jmmunität gemißbraucht. Jch frage den
Herrn Präſidenten, ob er mich gegen den beleidigenden Vor
wurf in Schutz nehmen wird.

Präſident von Kröcher: Jch glaube, der Herr Abg. iſt in
der Lage, ſich ſelbſt dagegen in Schutz zu nehmen. Jch kann in
dem Ausdruck „Mißbrauch der Jmmunität“ ebenſowenig eine
Beleidigung ſehen, als wenn einer dem andern ſagt, er miß-
brauche ſeine geiſtige Ueberlegenheit ihm gegenüber. (Lachen
links.)

Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr (Fort ſetzung der Be-
ſprechung).

halle und Saalkreis.
Halle g. S., den 20. Januar 1911,

Auf zum Malſenproteſt.
Jn vier Lokalen erhebt am Sonntag 1412 Uhr das Prole

tariat Halles Proteſt gegen den Fortbeſtand des Dreiklaſſen
wahlrechtes in Preußen, das eine ſchurkiſche Entrechtung der
Millionen fleißiger Arbeitsbienen im Staate der Junker und
Pfaffen bedeutet. Der erſte Wahlrechtsſonntag des Jahres
1911 muß ſich zu einem glänzenden Ehrentage des ſchaffenden

Volkes geſtalten. Zehntauſend Wahlrechtskämpfer muß in
Halle der neue Angriff gegen die Schutzwehr der ſchwarzblauen
Reaktion am Platze ſehen. Keiner darf fehlen, der auch nur
ein Fünkchen Freiheitsgefühles in ſich verſpürt. Mit Donner
ſtimme muß ein Maſſenaufgebot der Arbeitsmänner die Herr

ſchenden an ihre Pflicht mahnen.
Die Halleſchen Wahlrechtskämpfer verſammeln ſich im

Volkspark, im Glauchaiſchen Schützenhauſe, im
Letzten Dreier und in Neu-TDrotha. Die vier Säle
müſſen ſchon vor Verſammlungsbeginn überfüllt ſein von
Tauſenden, die den Volksverrat des ſchwarzblauen Blockes
geißeln. Um vollſte Pünktlichkeit wird erſucht. Den An
weiſungen der von der Partei geſtellten Ordner wolle jeder
Folge leiſten.
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Nachmittags 31 Uhr finden Verſammlungen ſtatt für
Ammendorf im Dreierhaus zu Oſendorf, für Nietleben
im Gaſthaus zur Sonne, für Böllberg- Wörmlitz im
Gaſthaus zu Wörmlitz. Jn dieſen drei Verſammlungen wird
namentlich auf größte Pünktlichkeit gerechnet, da für ſpäter
die Säle anderweitig vergeben ſind. Auch hier wolle ſich die
arbeitende Bevölkerung aus den genannten Orten und der
Umgebung maſſenhaft einfinden.

Vor den Verſammlungen findet überall eine allgemeine
Flugblatt verbreitung ſtatt. Die Genoſſen in der
Stadt wollen ſich früh pünktlich 28 Uhr in den Diſtriktslokalen
einfinden. Möglichſt zahlreiche Teilnahme daran ſichert ſchnelle
und glatte Erledigung dieſer wichtigen und notwendigen Ar-
beit. Die Kröllwitzer Genvpſſen halten gleich nach der
Verbreitung eine Beſprechung im Lindenhofe ab.

Dem Polizeikampf gegen das Reichsvereinsgeletz
konnte geſtern ein neues Momentbild eingefügt werden. Mit
unerſchütterlichem Ernſt und ſtirnrunzelnder Wichtigkeit trottet
die Löbliche auf Schritt und Tritt neben dem politiſch organi-
ſierten Proletariat Halles und paßt treulich auf, daß nichts ge
ſchehe, was dem Geſetz entſpricht. Und je mehr ſich die Ord
nungshüterin in die bekannte reſpektheiſchende Poſitur wirft,
je fröhlicher zieht das Proletariat ſeines Weges und dankt den
unfreiwilligen Agitatoren für ihre gefällige Mitwirkung. Denn
der Trägſte und Stumpfſte ſagt ſich, daß eine Erſcheinung, die
ſo ſorgſam bemuttert und bewacht wird von der bewaffneten
Staatsgewalt, doch eine höchſt wichtige Sache ſein muß. Er
beginnt zu denken, angeregt durch die immer wiederholten inter
eſſanten Polizeimanöver, und ſiehe da: ſchon gehört er uns!
Was Wunder, daß die politiſch organiſierten Arbeiter durch
ſchmetternde Kampfeslieder für dieſe Tätigkeit ihren Dank aus
ſprechen.

Zwei Kommiſſare nebſt gebührender Mannſchaft waren
geſtern wiederum im Volkspark erſchienen, um die Mit
gliederver ſammlung des Sozialdemokra-
tiſchen Vereins zu überwachen und dem Reichsvereins
geſetz einen neuen Puff zu verſetzen. Wem es Spaß macht,
Charakterſtudien zu treiben, der behalte bei ſolchen Gelegen-
heiten immer in reſpektvoller Entfernung natürlich die
Polizeibeamten im Auge. Er wird viel Freude erleben. Da iſt
der Mann mit dem Gefühl der vollendeten Wurſtigkeit, der alle
mal den Hausflur des Volksparks „beſetzt“ zu halten pflegt.
Dann der, den der Eifer plagt, im halbbeſetzten Saale „die
Gänge freizuhalten“. Vorn beim Podium einer, der ganz
„amtlicher Auftrag“ geworden iſt und nicht geſtattet, daß ein
tiefinnerliches Sehnen: Wären wir nur erſt wieder draußen,
auf mehr als zehn Schritt Entfernung ſichtbar iſt. Draußen
auf dem Treppenpodeſt einer mit Hoſenſtegen, der ſeinen
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Tatendrang einſtweilen an den anſgezwirbelten Schnurrbart-
enden ausläßt. Und ſchließlich den fünften, der die aufge
ſtopelten Stühle des Volksparks bewacht und deſſen ganze
Haltung ein ärgerliches Räſonnement über die vielen Ueber
ſtunden ausdrückt. Die Funktionäre des Sozialdemokratiſchen
Vereins hatten beſchloſſen. die polizeiliche Ueber-
wachung nicht zu dulden. Dem ſtimmte die gutbeſuchte
Verſammlung lebhaft zu. Auf allen Geſichtern las man es:
Keine Unterwerfung unter die Polizeiwill-
kürl! So war das Schickſal auch dieſer Verſammlung von
vornherein entſchieden.

Aber ſo ſehr eilig hatte man es nicht. Vor Eröffnung machte
Genoſſe Koch die zur Führung der nächſten Aktionen nötigen
Mitteilungen. Er wies auf die Demonſtrationsver-
ſammlungen am nächſten Sonntag und die voraufgehende
Flugblatt-Verbeitung, ferner auf den politiſchen
Vortragskurſus des Bildungsausſchuſſes hin, der am
nächſten Dienstag ſeinen Anfang nimmt. Dann wurde auf
ſeinen Vorſchlag mit Begeiſterung der Sozialiſtenmarſch
geſungen und hierauf die anweſenden Beamten, Kommiſſar
Laxmann und ein Poliziſt, aufgefordert, den Saal zu ver-
laſſen. Das beantwortete der Kommiſſar mit der Auflöſung
und unter den Klängen des Arbeiterliedes zogen die Ver-
ſammelten in die unteren Räume.

Die rechtliche Seite dieſer Polizeimaßnahme iſt wiederholt
hinreichend beleuchtet worden. Feſt ſteht, daß die Polizei im
ſchärfſten Widerſpruch zum Wortlaut und Sinn des
Reichsvereinsgeſetzes handelt. Wenn wir uns den gerichtlich
feſtgeſtellten Ausſpruch des Leiters der hieſigen Exekutive vor
Augen halten: „Jch bekämpfe die Sozialdemo-
kratie mit allen geſetzlichen Mitteln'“, ſo wiſſen
wir, daß die Sozialdemokratie in Halle unterdrückt werden
ſoll. Wenn Herr Weydemann ſich vornimmt, bei ſeinem Vor-
gehen geſetzlich zu ſein, ſo iſt damit nicht geſagt, daß dieſe Ge-
ſetzlichkeit auch wirklich gewahrt wird. Die Verſammlungs-
auflöſungen und verſuchten -Ueberwachungen ſind geſetz-
widrig. Sie bedeuten nicht mehr und nicht weniger, daß hier
einſeitig gegen eine beſtimmte politiſche Partei gekämpft wird,
denn die übrigen politiſchen Vereine Halles, die ähnliche organi-
ſatoriſche Grundlagen haben wie der Sozialdemokratiſche Ver-
ein, bleiben unbehelligt.

Dieſe Tatſache kennen die Proletarier Halles. Sie müſſen
dadurch zu immer intenſiverer Tätigkeit auf politiſchem Gebiet
angeregt werden. Schon am nächſten Sonntag gilt es zu
beweiſen, daß das polizeiliche Vorgehen aufrüttelnd wirkt. Zu
Tauſenden müſſen die Proletarier in die Demonſtrations-Ver-
ſammlungen ſtrömen. Der Kampf gegen die preußiſche Wahl-
rechtsſchande iſt auch ein Kampf gegen die preußiſche Polizei-
fuchtel. Und gerade in Halle muß er mit vorbildlicher Energie
und Begeiſterung geführt werden! Das ſei die Lehre aus der
neueſten Polizeitat.

Vereitelt die Polizeibemühungen!
Die geſtrige Auflöſung der geſchloſſenen Mitgliederverſamm-

lung der Partei durch die bewaffnete Gewalt beſtätigte
erneut die Tatſache, daß die ſozialdemokratiſche Schulung und
Vertiefung der Arbeiterklaſſe unterbunden werden ſoll. Es
iſt der Partei in Halle unmöglich geworden, in geſchloſſenen
Mitgliederverſammlungen die Genoſſen politiſch zu unter
richten. Die Polizei triumphiert alſo

Das wäre beſchämend für die Halleſchen Ar-
beiterl Nein und tauſendmal Nein! Nun erſt recht gilt
es, ſich mit umfaſſendem politiſchem Wiſſen auszurüſten, um

Tauſende unterrichteter und unterrichtender Pioniere des
Sozialismus in die Maſſen entſenden zu können. Der Bil-
dungsausſchuß der Partei und Gewerkſchaften tritt hier
in die Schranken. Sorgt die Partei durch öffentliche Volks

verſammlungen für die erſte Heranziehung der Maſſen, ſo
übernimmt es der Bildungsausſchuß, die Angeworbenen mit
grundſätzlichem politiſchem Wiſſen auszurüſten. Jn den
nächſten Wochen findet ein Kurſus von acht Vorträgen ſtatt,
die zu beſuchen kein Partei- und Gewerkſchaftsgenoſſe und keine
Genoſſin unterlaſſen darf. Die acht Vorträge werden immer
Dienstags im großen Saale des Volksparks von ver-
ſchiedenen Rednern gehalten und legen die Grundſätze
und Forderungen der Sozialdemokratie (das
Erfurter Programm) planmäßig dar. Karten für alle acht
Vorträge koſten nur 50 Pfg. und ſind in allen bekannten Stellen
zu haben. Auch in den Demonſtrationsverſammlungen am
Sonntag werden ſie zu haben ſein.

Schon nächſten Dienstag, 24. Januar, beginnt der Kurſus.
Wer teilnehmen will, darf unbedingt den erſten Vor-
trag nicht verſäumen, da er die Grundſätze behandelt
und die Frage unterſucht: Was iſt Sozialismus? Der Lehrer
der Berliner Arbeiterbildungsſchule, Julian Borchardt, iſt
für die erſten drei Vorträge gewonnen worden.

Am Dienstag haben die Halleſchen Arbeiter zu beweiſen, daß
ſie ihre politiſche Schulung durch keinerlei Polizeimanöver
unterbrechen laſſen. Tauſende von Kurſusteil-
nehmernſinddiebeſte VereitelungderPolizei-
bemühungen.

Moabit in Halle?
Kürzlich flennte das hieſige Junkerorgan ſalzige Tränen über

die Behandlung, die angeblich den Rausreißern bei der Firma
Herbſt von den organiſierten Arbeitern zuteil geworden. Nur
unter polizeilichem Schutze dürften ſich dieſe Braven hinaus
wagen und trotzdem würden ſie auf der Straße ſogar von
„Weibern, die zu Hyänen wurden“, beſchimpft und bedroht.

Daß die Streikbrecherkolonne bei Herbſt mit den Sieben-
monatskindern Hintzes ſehr nahe verwandt iſt, läßt ſich an den
Beobachtungen erweiſen, die Tag für Tag in und außerhalb
der Fabrik von ihrem Tun und Treiben gewonnen ſind.

Prügeleien und Meſſerſtechereien ſind unter dieſen werten
Mitbürgern an der Tagesordnung. Am Ende der vorigen
Wochen zierte den Hof des Betriehes eine große Blutlache,
nachdem vorher die Polizei dort Rühe geſtiftet hatte. Die
Streikbrecher ſind ohne Ausnahme bewaffnet, viele mit Re
volvern! Andere tragen Gummiknüppel und feſt-
ſtehende Meſſer. Jhr Auftreten gegenüber den Be-
triebsvorgeſetzten iſt derartig, daß dieſe die „nützlichen Ele
mente“ ſonſtwohin wünſchen, nur nicht in den Betrieb. Natür-
lich verſtehen dieſe Brüder von der Arbeit nichts oder wenig,
wohl aber pflegen ſie intime Bekanntſchaft mit dem Schnaps
und anderen edlen Getränken. Das ſind die Elemente, die
ſyſtematiſch den Staat retten, indem ſie ihre Klaſſengenoſſen
ſchmählich verraten.

Statt nun auf dieſe Sorte ein wachſames Auge zu haben,
kümmert ſich die Polizei viel mehr um die Leute, die vor der
Fabrik zufällig einmal vorüberkommen und hält durch Siſtie-
rungen die Straße rein. Vorgeſtern haben die Poliziſten einen
Unbeteiligten vom Fabriktore weg verhaftet und ſofort an die
Kette genommen, obwohl der Mann ſich nicht wehrte. Einen
Schuhmacher, der die Mittagspauſe zum Spazierengehen be-
nutzte, hielt der Poliziſt Nr. 138 für einen Streikpoſten und
ſagte ihm: „Streikpoſtenſtehen iſt verboten!“ Die
Polizeiverwaltung ſollte dafür ſorgen, daß dergleichen
irrige Anſchauungen unter ihren Beamten nicht weiter
beſtehen. Der Schuhmacher ging darauf ſeiner Wege, kehrte
jedoch bald wieder um, da er zurück nach ſeiner Wohnung
wollte und wurde nun ebenfalls ſiſtiert. Wer alſo nur im Ver-
dacht ſteht, ein Streikpoſten zu ſein, wird ohne weiteres poli-
zeilich beläſtigt und auch ſiſtiert, ſofern er nicht ſofort den
Vefehlen der Uniformierten gehorchend, ſpringt. Auch Straf-
mandate gegen derartige Sünder ſind bereits eingelaufen.
Wenn cIlerdings die Polizei glauben ſollte, daß ſie dadurch
den Kampfesmut der Arbeiter verringert, irrt ſie ſich ſehr. Ge-
rade ihre Stellungnahme für den Unternehmer zeigt den Ar-
beitern, daß unermüdlich weitergekämpft und agitiert werden
muß.

Vom Metallarbeiterverbande geht uns die Mitteilung zu,
daß über den Streik bei der Firma Herbſt u. Ko. das Gerücht
verbreitet ſei, der Kampf ſei nach dreiſtündiger Verhandlung
durch eine Einigung beigelegt. Es muß demgegenüber feſtge-
ſtellt werden, daß infolge der Haltung der Firma eine Eini-
gung nicht herbeigeführt worden iſt. Zu den 13 bereits ge-
maßregelten Kommiſſionsmitgliedern und Vertrauensleuten
ſollen nach ihren Abſichten noch weitere dreizehn kommen, ſo
daß dann 26 Arbeiter als Opfer zu betrachten wären. Die
Firma behauptet, daß die „Betriebsveränderungen“ die Be-
ſchäftigung der bisherigen Arbeiterzahl zuließen. (Anfrage
d. R.: Haben die Streikbrecher vielleicht Betriebsmittel zer-
ſchlagen, ſo wie ſie es mit Fenſterſcheiben uſw. gemacht haben
Die Gemaßregelten ſollen ſich „andere Arbeit“ ſuchen, was
ihnen aber durch ſchwarze Liſten auf den Nachweisſtellen
unmöglich gemacht wird. Den Betrieb durch die Berliner
Siebenmonatskinder a la Hintze lange aufrecht zu erhalten,
dürfte unmöglich ſein, wenn auch etliche von den zahlreichen
Meiſtern der Firma verſichern, daß einige davon doch „einiger-
maßen leiſtungsfähig“ ſeien. Was es mit dieſem Schwatz auf
ſich hat, beweiſt, daß die Lehrlinge des Betriebes
angehalten werden, die Rausreißer anzuler-
nen! Die Herren vergeſſen wohl, daß dieſe jungen Leute
Halleſche Proletarierſöhne ſind!

Die kämpfenden Arbeiter halten die Reihen geſchloſſen. Nur
der Schloſſer Paul Schwarz, dem man einen Meiſter-
poſten verſprochen haben ſoll, hat es vorgezogen, den Hintze
gardiſten Geſellſchaft zu leiſten. Augenſcheinlich arbeitet die
Firma darauf hin, daß die Zahl der Techniker, Meiſter und
ſonſtigen Aufpaſſer recht bald die Zahl der Arbeiter erreicht.
Ob die Arbeiterkonſumvereine die auf dieſe Art
produzierten Bäckereimaſchinen uſw. auch noch für benutzungs-
fähig halten werden?? Jedenfalls wird die organi-
ſierte Arbeiterſchaft die Kämpfenden in
jeder möglichen Weiſe unterſtützen!

Und biſt du nicht willig, ſo brauch' ich Gewalt.
Unſere Frommen im Lande wiſſen vor der Oeffentlichkeit

nicht genug Hallelujas anzuſtimmen, daß die antikirchliche Be
wegung angeblich ſo wenig Umfang angenommen. Trium-
phierend flechten ſie ihren Lobgeſängen auf die Macht der Kirche
ein, daß in dieſer oder jener Diözeſe keine oder nur wenige
Kirchenaustritte im Laufe eines Jahres zu verzeichnen geweſen
ſeien. Wie dieſe „erfreulichen Ergebniſſe“ hervorgebracht wer
den, dafür ein Beiſpiel in einem Schreiben, das uns von
Osmünder Genoſſen zur Verfügung geſtellt worden iſt. Sein
Verfaſſer iſt der für Thron und Altar gleichermaßen mit Eifer
wirkende Herr Klemann, Paſtor in Osmünde. Es lautet:

„Nachdem die Rückſprache erfolglos geweſen iſt, die der
Aelteſte Herr Stöbe mit Jhnen und ich mit Jhrer Frau ge-
nommen habe, werden Sie auf Beſchluß des Gemeinde-
Kirchenrates vom 20. Dezember vor. J. hiermit aufgefordert,
Jhre bis jetzt noch ungetauften Kinder binnen vier Wochen,
vom 6. dieſes Monats ab gerechnet, taufen zu laſſen. Wir
machen Sie darauf aufmerkſam, daß Sie vor Gott eine große
Verantwortung dafür tragen, wenn Sie für die religiöſe
Pflege Jhrer Kinder nicht ſorgen. Ferner machen wir Sie
darauf aufmerkſam, daß ungetaufte Kinder nicht als Glieder
der Kirche anzuſehen ſind, alſo weder zur Konfirmation, noch
zur Ausübung kirchlicher Rechte zugelaſſen werden können.
Vom Taufpatenrecht, von der Trauung und kirchlichen Be
erdigung uſw. ſind ſie naturgemäß ausgeſchloſſen.

Endlich weiſen wir Sie darauf hin, daß Sie ſelbſt, wenn
Sie Jhre Kinder in der geſetzten Friſt nicht taufen laſſen,

nach dem Kirchengefetz vom 90. Juli 1880 ausgeſchloſſen wer
den vom Taufpaten- und kirchlichen Wahlrecht. Außerdem
kann Jhnen auch das heilige Abendmahl und ein kirchliches
Begräbnis verſagt werden.

Wir legen es Jhnen ans Herz, dieſe Folgen wohl zu über
legen und zu erwägen, was Jhre Kinder und Sie ſelbſt ein
büßen, wenn Sie ſie nicht taufen laſſen.

Der Gemeinde-Kirchenrat.
Klemann, Pfarrer.“

Wir ſehen, daß die Kirche mit wahrem Feuereifer bemüht
iſt, ihre Schäflein feſtzuhalten. Dräuend ſtellt ſie ſich vor jeden
deſſen Handlungen Abtrünnigkeitsgedanken verraten und malt
ihm die Schreckniſſe, die eine Abkehr vom Glauben haben kann.
Jhr iſt Religion und Glaube nicht ein tiefinnerſtes, ſondern ein
an der Oberfläche haftendes Ding, dem man mit Zwangs-
mitteln beikommen kann. Weil der mit obigem Schriftſtück be
dachte Mann ſeine Kinder nicht „taufen“ läßt, darum wird er
gepönt „an den kirchlichen Ehrenrechten“. Jhm, der doch noch
Mitglied der Kirche iſt, ſollen ihre „Gnadenmittel“ entzogen
werden, wenn er nicht eine unmoraliſche Handlung begeht. Un-
moraliſch wäre es, wenn der Mann, der in der Zuführung un-
mündiger Kinder zur Kirche etwas Verkehrtes erblickt, dieſe
dennoch zur Taufe zwingen würde. Dieſes vor ſeinem Gewiſſen
gerechtfertigten Verhaltens wegen ſoll er nach kirchlichen Be-
griffen ſchwer geſtraft werden. Jm bürgerlichen Leben würde
durch einen ähnlichen Brief ſo ziemlich der Rechtsbegriff der
Nötigung gegeben ſein!

Jm vorliegenden Falle erzielt der Brief des Herrn Klemann
das Gegenteil von dem, was er wollte. Der Arbeiter fügt ſich
dem kirchlichen und ſo gänzlich unchriſtlich anmutenden Zwange
nicht, ſondern geht lieber ganz aus der Kirche. Aber in wie
vielen Fällen erzielen ſolche Briefe ihren Erfolg. Da iſt in der
Arbeiterfamilie die Frau, die oft noch infolge allzu mangelhafter
Vildung und Aufklärung zur. Kirche hinneigt. Jhrem Einfluß
gelingt es unter dem Druck ſolcher Schreibebriefe, den Mann
mürbe zu machen. Aber iſt damit für die Sache etwas ge-
wonnen? Mehr und mehr erweiſen ſolche und ähnliche Ver-
hältniſſe die Richtigkeit der Forderung des ſozialdemokratiſchen
Parteiprogramms, das Erklärung der Religion zur privatſache
verlangt. Solange aber die herrſchende Geſellſchaft die Kirche
als Zucht- und Unterdrückungsmittel für Proletarier benutzt,
iſt es Pflicht jedes denkenden Proletariers, dieſer Kirche offen
den Rücken zu kehren, wenn er innerlich mit ihr gebrochen hat,
was tatſächlich bei der Mehrzahl der Fall iſt.

Proteſtverſammlung gegen den Jmpfzwaug. Auf Veran-
laſſung des Vereins gegen Jmpfzwang hielt am Dienstag
abend der Sanitätsrat Dr. Bilfinger einen Vortrag über das
Thema: Der Jmpfzwang auf der Anklagebank. Er führte zu-
nächſt aus, daß wir in einer Zeit der Renaiſſance leben man
könne das bemerken auf dem Gebiete der Kunſt und Wiſſen-
ſchaft; auch auf dem Gebiete der Medizin mache ſich dies be
merkbar. Freilich ſtehe die Hochburg der alten Medizin, die
Jmpfung, noch unverſehrt da. Da ſolle nun einmal geprüft
werden, ob es berechtigt ſei, daß dieſer Jmpfzwang noch fort
beſtehe. Der Redner ging auf die Entwicklung der Jmpfung
ein, die aus Jndien und China als Pockenbelzen, das iſt direkte
und abſichtliche Anſteckung bei leichten Epidemien, eingeführt
F. weil man erfahren hatzte, daß einmaliges Ueberſtehen der

ocken vor ſpäteren Erkrankungen ſchütze. Dieſes Pockenbelzen
wurde im 18. n ebenſo eifrig empfohlen, wie c
die Teriers. m der 1798 erſchien in England das Buch
von Jenner, worin dieſer an Stelle der Blatternimpfung die
Kuhpockenimpfung empfahl. Er Gete es bedürfe nur eines
kleinen Bläschens, damit der ſo Geimpfte zeitlebens vor der
ſo gefürchteten Blatternepidemie geſchützt ſei. So wurde die
Jennerſche Jmpfung eingeführt. Die Blattern ließen auch im

Anfange des 19. Jahrhunderts nach, weil ſie wie andere epide-
miſche Krankheiten einer gewiſſen Periodizität unterworfen
ſind. Man ſchob das ohne weiteres auf die Jmpfung und
führte ſie zwangsweiſe ein, 1807 in Bayern, 1809 in Baden,
1816 in Heſſen, 1818 in Württemberg, 1822 in Preußen, alſo
nicht erſt 1874. Als dann in den 2b0er Jahren die Pocken
wieder auftraten, nahm man daraus keinen Anlaß die Jmpfung
abzuſchaſfen, ſondern ſchloß daraus, daß die Jmpfung nicht
zeitlebens ſchütze und deshalb wiederholt werden müſſe, 1834
wurde dann das Jmpfen der Rekruten eingeführt.

Merkwürdigerweiſe kamen die Pocken in den 60er Jahren
wieder und 1871-72 traten ſie in Deutſchland viel ſchlimmer als
früher auf. 1871 erkrankten za. 200 000 Menſchen und ſtarben
71 000, 1872 erkrankten ebenfalls za. 200 000 und ſtarben 64 000.
Jn Bayern erkrankten 1874 za. 30 000 Menſchen, wovon 29 000
geimpft waren. Unter ſolchen Umſtänden hätte jeder vor
urteilsfrei Denkende ſich die Frage vorlegen müſſen, ob mit
der Jmpfung ein wirklicher Schutz verbunden iſt. Aber man
nahm dies als ganz ſelbſtverſtändlich an und führte 1874 für
Deutſchland das Reichsimpfgeſetz ein, wonach jedes Kind im
1. und im 12. Lebensjahre geimpft werden ſoll. Alsbald wur
den aber durch Aerzte zahlreiche Uebertragungen von Syphilis
und anderen Krankheiten bekannt gegeben. Es hatte zur
Folge, daß ſtatt menſchlicher Lymphe ſolche von Kälbern be
nutzt wurde. Aber trotzdem werden alljährlich zahlreiche Er-
krankungen als Folge der Jmpfung feſtgeſtellt. Früher hatte
man große Angſt, man wußte ſich nicht zu helfen, aber jetzt
könne man ſich vor den Pocken ebenſogut ſchützen, wie vor den
anderen Seuchen, und zwar in der Hauptſache durch Reinlich-
keit. Denn Pocken ſeien eine Schmutzkrankheit als Folge un
reinlicher Wohnung und Kleidung. Die Jmpfung aber ſei
g. unhygieniſch. Schon die bloße S der Haut
etrachte man als gefährliche Eingangspforte für Blutvergif-

tung und es müſſe als ein Hohn auf die Hygiene angeſehen
werden, wenn in ſolche Wunden noch Eiter von Pocken abſicht
lich gebracht werde. Man ſei nun auch im Reichstage mit
dieſer Angelegenheit beſchäftigt und drei Anträge liegen vor,
auf Einführung der Gewiſſensklauſel, auf Entſchädigung und
auf Prüfung des Jmpfgeſetzes. Es ſei die höchſte Zeit, daß
dieſes Geſetz abgeändert werde, um ſo mehr, als vielfach ge
waltſame Jmpfungen vorgenommen würden.

Die populären Ausführungen wurden von den Anweſenden
mit andauernd ſtürmiſchem Beifall aufgenommen, der ſich dann

Jetzt oder nie! Nur noch kurze Zeit Schuhwaren zu nie
gebotenen Preiſen.
ginne ich mit dem Ambau urd müſſen bis dahin

Jm Monat Februar be-

die Warenvorräte bedeutend verkleinert werden. Ohne Rückſicht auf die bisherigen Preiſe werden
ſämtliche Waren in bekannt guten Qualitäten, ſoweit die Vorräte reichen, zu jedem nur annehm
baren Preiſe abgegeben. Beſonders günſtige Gelegenheit für Wiederverkäufer.

Jacob' Schuhhaus, Grosse
Ulrichstrasse
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bald in größte Entrüſtung verwandelte, als unvermittelt ein
älterer anweſender Arzt, Dr. Hertzberg, erregt aufſprang und
die Applaudierenden und den Referenten mit den Worten be-
leidigte: „Jch proteſtiere im Namen des geſunden Menſchen-
verſtandes gegen ein ſolch hohles Geſchwätz.“ Als ſich die Er
regung gelegt hatte, wurde in die Diskuſſion eingetreten, nach-
d zuvor der Vorſitzende folgende Reſolution verleſen
)jatte:

„Die heute abend in Halle a. S. verſammelten za. 250 deut-
ſchen Männer und Frauen, zuſammen mit dem 600 Mitglieder
umfaſſenden Verein gegen Jmpfzwang e. V., erheben hierdurch
Einſpruch gegen die von Behörden erfolgende Auslegung und
Handhabung des Reichsimpfgeſetzes von 1874. Das Geſetz ent-
hält keinerlei Zwang und ſoll ſolche nach den damaligen Reichs-
tagsverhandlungen auch gar nicht enthalten, trotzdem wird es
jetzt als Zwangsgeſetz ausgelegt.

Die Verſammelten erwarten vom Reichstage, daß er durch
cinen Beſchluß darauf hinwirkt, daß die dem Geſetz ſeinerzeit
gegebene Begrenzung nicht überſchritten und außer einmaliger
Geldſtrafe, kein Zwang oder Gewalt zur Herbeiführung unter-
Iaſſener Jmpfung angewendet wird, wie es bedauerlicherweiſe
ſchon mehrfach geſchehen und allgemein angedroht wird.

Die Verſammlung erwartet weiter, daß der Reichstag mit
Rückſicht darauf, daß die für die Schaffung des Reichsimpf-
geſetzes maßgebend geweſenen Vorbedingungen, nämlich Schutz-
kraft und Gefahrloſigkeit, ſich nicht erfüllt haben und auch
gar nicht erfüllen können, eine alsbaldige Reviſion des Ge
ſetzes beſchließt und entweder für gänzliche Beſeitigung oder
mindeſtens Einführung der Gewiſſensklauſel nach engliſchem
Muſter eintritt.“

Die Diskuſfion war recht lebhaft. Auch ein Arzt beteiligte
ſich daran, ohne indeſſen ſich weder für noch gegen die Jmpfung
auszuſprechen. Die Abſtimmung über die Reſolution ergab
einſtimmige Annahme, da auch die anweſenden Aerzte nicht
dagegen ſtimmten. Es ſei noch bemerkt, daß eine große Serie
von Bildern über Jmpfſchäden aus den letzten Jahren die
Nachteile der Jmpfung belegten.

Deutſcher Bauarbeiterverband. Diejenigen Mitglieder,
welche gewillt ſind, an den vom Arbeiter-Bildungsausſchuß ver
anſtalteten acht öffentlichen Vorträgen teilzunehmen, werden
erſucht, ſich auf dem Bureau zu melden, zwecks Empfangsnahme
der Eintrittskarten.

Material für die Konſumvereinstöter. Der frühere Lager-
balter des Beamten-Konſumvbereins, Heinrich Nitz von hier,
ſtand geſtern vor der Strafkammer wegen Untreue unter An-
klage. Er ſoll von Ende Juni 1909 bis zum Juli 1910 den
Verein als Vevollmächtigter um etwa 2200 Mk. abſichtlich ge-
ſchädigt haben. Jm November 1908 trat der Mann bei dem
Verein als Kontoriſt mit einem Monatsgehalt von 130 Mk. ein.
Später trat er als Lagerhalter ein, erhielt 100 Mk. Monats-
gehalt und 35 Proz. Proviſion von dem Umſatz. Jn dem An-
ſtellungsvertrag hieß es u. a., er müſſe ſich an jeder Jnventur,
auch wenn ſie an einem Sonntage ſtattfinde, beteiligen, dürfe
keine Waren auf eigene Rechnung verkaufen und ſich gefallen
laſſen, kündigungslos entlaſſen zu werden, ſobald ein ent-
ſtandenes Manko die Hälfte der eingezahlten Kaution von 1500
Mk. überſteige. Bei einer Jnventur am 39. Januar v. J. war
noch ein Ueberſch .ß von 6,78 Mk. vorhanden und bei der
Jnventur vom 5. Juli beſtand ſchon ein Manko von 1320 Mk.
Gelegentlich einer früher vorgenommenen Jnventur hatte er
erklärt, er könne nicht daran teilnehmen, da er zu einer Feſt-
lichkeit müſſe. Nach ſeiner Entlaſſung klagte der Verein gegen
ihn vor dem Kaufmannzsgericht und Nitz erklärte ſich bereit,
dem Verein, dem die Kaution bereits verfallen war, noch 706
Mark zu zahlen. Die Regiſtrierkaſſe ſoll er entzwei gemacht
haben, um die Kontrolle zu erſchweren. Einmal ſoll feſtgeſtellt
worden ſein, daß rund 1200 Mk. zu wenig „getippt“ waren.
Er will die Beträge ſpäter „nachgekurbelt“ haben. Er hat auch
Waren an Nichtmitglieder verkauft, die keine Rabattmarken
erhielten. Vorgeworfen wurde ihm, daß er Darlehen aus-
geliehen und auch, obwohl er verheiratet iſt, kleine Liebesver-
hältniſſe, u. a. eins mit einer „Emmi“ unterhalten habe. Fräu-
lein Emmi ſoll auch eine größere Summe verlangt haben. Er
will die Dame, die ihm einen Liebesbrief ſandte, nicht kennen.
Einige Verkäuferinnen hat er grundlos verdächtigt. Nitz er-
klärte ſich für nichtſchuldig und meinte, er wiſſe nicht, wie das
Defizit entſtanden ſei. Der Staatsanwalt beantragte ein
Jahr Gefängnis und drei Jahre Ehrverluſt. Das nach-
t 5 Uhr verkündete Urteil lautete auf ſechs Monate Ge-
ängnis.

Inventur-Ausver
m billig zum VerkDie noch vorhandenen Waren kommen

buntgewebt, bedruckt, Filztuch, Leinen- rDekorationen plusch, Kochelleinen, alle gangbaren 400 Posten
Farben, Garnitur 2 Schals, 1 Lambrequin, jetzt durchw. 10.00 bis

Dekorationen in Tuch, Velvet, Plüsch,
Garnitur jetzt durchweg 27.00 bis

Restbestände einzelner Dekorationen
räumungshalber zu wirklichen Spottprelsen.

F ensterspitzen engl. Tull, Spachtel- u. Bändehen-

und Sonntags von 10-12 Uhr.

Stadttheater. Sonnabend nachmittag 32 Uhr findet die
unbedingt letzte Aufführung des Weihnachtsmärchens Dorn-
röschen bei ganz kleinen Preiſen ſtatt, abends 722 Uhr Benedix-
Feier: Prolog, Akademiſche Feſt-Ouvertüre, von Brahms, hier-
auf: Die relegierten Studenten. Sonntag nachmittag zum
letzten Male Fremdenvorſtellung bei ermäßigten Preiſen: Die
geſchiedene Frau, abends 716 Uhr wird zum zweiten Male die
neue Oper Königskinder von Humperdinck gegeben, die bei
ihrer Erſtaufführung am Donnerstag einen durchſchlagenden
Erfolg erzielte. Montag abend findet eine Aufführung der
Operette Der Graf von Luxemburg ſtatt, und zwar die einzige
in der kommenden Woche. Dienstag: Carmen mit Frl. Nagel
in der Titelrolle. Mitiwoch Die relegierten Studenten. Don-
nerstag: Martha (Lyonel: Herr Edward vom Neuen Stadt-
theater in Bochum als Gaſt). Freitag nachmittags 3 Uhr
Schülervorſtellung Zopf und Schwert, abends: Unbeſtimmt.

Die Direktion des Stadttheaters hat die neue Oper von
Richard Strauß Der Roſenkavalier noch zur Auf-
führung in dieſer Saiſon erworben. Die Proben haben bereits
begonnen.

Walhallatheater. Der Erfolg des Original-Pariſiana-
Enſembles iſt unvermindert. Herzhaftes Lachen durchbrauſt
das Haus, namentlich bei Los Nr. 33, welches heute zum 22. Mal
gegeben wird. Da das Repertoir für die Sonntags-Nach-
mittags-Vorſtellung, wo die Jugend dominiert, nicht angepaßt
iſt, ſo hat Direktor Blüthgen für dieſen Nachmittag nochmals
Herrn Direktor Otto Ergmann verpflichtet. Die Preiſe ſind
wie am Mittwoch. Einlaß 63 Uhr. Anfang 4 Uhr.

Blinder Alarm. Heute früh kurz vor 8 Uhr wurde die
Feuerwehr durch einen Hausmelder nach dem Stadttheater ge-
rufen. Beim Eintreffen der Wehr ſtellte es ſich heraus, daß
einer der empfindlichen Hausmelder von ſelber in Täti,keit
getreten war, was in der letzten Zeit wiederholt vorgekommen
war. Wir ſind der Meinung, daß dieſer Umſtand wohl einige
Beachtung verdient. Die Feuerwehr war mit der bekannten,
achtunggebietenden Schnelligkeit und Präziſion zur Stelle.
Wiederholter falſcher Alarm von einer Stelle vom Theater,
eines Tages ſogar dreimal in einem Zeitraum von einigen
Stunden, kann aber auch die Feuerwehr ſchließlich einmal ver-
leiten, einer Alarmierung vom Theater aus keine Bedeutung
beizulegen. Wenn dieſer Umſtand nun einmal im Falle einer
wirklichen Gefahr eintreten ſollte, könnte dies ſehr ſchwer-
wiegende Folgen haben. Die Alarmvorrichtungen im Stadt-
theater müßten alſo einmal genau nachgeprüft werden.

Einbruchsdiebſtahl. Jm Hauſe Seebenerſtraße 56 a wurde
am Mittwoch nachmittag in die Wohnung eines Obergärtners
eingebrochen, als dieſer mit ſeinen Verwandten gerade zur Be-
erdigung ſeiner Frau auf dem Friedhofe war. Dem Dieb
fielen Kleidungsſtücke, zwei goldene Uhren und bares Geld in
die Hände. Offenbar iſt er mittels Nachſchlüſſels in die Woh
nung eingedrungen. Hausbewohner vermuten, daß ein junger
mit grauem Ueberzieher und grünem Hute bekleideter Mann,
der ſich vorher in dem Hauſe ſehen ließ, der Täter geweſen iſt.

hHjiſtoriſcher Tageskalender für Halle.
21. Januar.1266. Die Halliſchen Schövpenbucher beginnen.

Kanenga. Der Allgemeine Konſumbverein für
Halle und Umgegend eröffnet morgen in unſerem Orte
eine Verkaufsſtelle und entſpricht damit dem lange gehegten
Wunſche ſeiner hier anſäſſigen Mitglieder, die bisher in der
Stadt ihre Einkäufe beſorgen mußten. Es iſt zu erwarten,
daß die Mitglieder, die ſo lange treu zu ihrer Genoſſenſchaft
gehalten haben, dies auch fernerhin tun, weil nur ſo der Ge-
noſſenſchaftsgedanke in ſeiner ganzen Bedeutung hier Fuß
faſſen und ſich ausbreiten kann. Uebrigens hat die Verwal
tung dafür geſorgt, daß den Wünſchen der Mitglieder auch hin
ſichtlich des Bezuges anderer Waren Rechnung getragen wird.
Wie aus einem geſtern im Volksblatt veröffentlichten Jnſerat
hervorgeht, ſind in dem Remusſchen Geſchäft Waren mit Kon-
ſummarken zu erhalten, die der Verein der Warenhausſteuer
wegen nicht führen kann.

Zentral-Bibliothek.
Ausgabeſtunden: Dienstags, Donnerstags abends 8—9 Uhr

dauert unser grosser

Gewerkſchaftliches.
Tarifverträge in der Mühleninduſtrie.

Mit den Mühlen in Erlangen und Forchheim ſchloß
der Brauerei- und Mühlenarbeiterverband nach mehreren Ver-
handlungen ein für die Arbeiter günſtigen Tarifvertrag ab.
Bei dreiſähriger Tarifdauer wurde neben der Lohnerhöhung
auch eine Verkürzung der Arbeitszeit auf 9*4 Stunden erreicht,
Regelung der Sonntagsruhe und Bezahlung ſämtlicher Sonn-
tagsarbeit, und zwar mit 50 Prozent Aufſchlag, Bezahlung der
Ueberſtunden und der nicht gewährten Pauſen mit 25 Prozent
Aufſchlag, Urlaub von drei Tagen ohne Lohnabzug und noch
einige andere Verbeſſerungen. Die Arbeiter dieſer Mühle ſind
faſt vollzählig organiſiert, deshalb waren dieſe Erfolge
trotz des Unternehmerverbandes möglich.

Die Streikbewegung im belgiſchen Kohlerregpier
ſoll nach den Berichten bürgerlicher Depeſchenbureaus
ſaſt im alten Umfange fortdauern. Die Zahl der Ausſtän-
digen habe ſich nur ſehr wenig vermindert. In verſchiedenen
Verſammlungen wurde die Fortſetzung des Streiks be-
ſchloſſen. Eine Anzahl Ausſtändiger verſuchte, unter dem Vor-
wand, daß die Streikgelder nicht in gerechter Weiſe zur Ver-
teilung gelangen (77), gewaltſam in das Volkshaus von
Lüttich einzudringen, um ſich der Streikkaſſe zu bemächtigen.
Ein ſtarkes Polizeiaufgebot iſt zuſammengezogen worden, um
Zwiſchenfälle zu verhindern. Jn Mons iſt ein Teilausſtand
wegen Maßregelung einiger Arbeiter ausgebrochen.

Allerlei.
Ohm iſt „geiſtesgeſtört“.

Der Dortmunder Bankdirektor Ohm hat Hundertkkauſende
unterſchlagen und ſitzt jetzt in Unterſuchungshaſt. Die Ausſicht
ins Zucht haus zu kommen, für ſeine vielen Betrügereien,
ſcheint ihn nicht gerade zu reizen. Um dem zu entgehen, greift
er jetzt zu dem bekannten Trick, ſich auf ſeinen Geiſteszuſtand
unterſuchen zu laſſen, um ſchließlich nachzuweiſen, daß er
für ſeine Gaunereien gar nicht zur Verantwortung gezogen
werden kann, weil er ſie im Zuſtande „geiſtiger Verwirrung“
beging! Ohms Verteidiger hat einem Dortmunder Blatt
zufolge neuerdings beim Unterſuchungsrichter den Antrag ge-
ſrellt, den Bankdirektor aus der Unterſuchungshaft zu ent-
laſſen, wenigſtens aber ihn in einer Univerſitätsklinik auf
ſeinen Geiſteszuſtand unterſuchen zu laſſen. Das Geſuch wird
geſtützt auf ein Gutachten des Düſſeldorfer Pſychiaters Dr.
Voß, in dem es heißt, daß das ganze Charaklterbild Ohms dazu
dränge, daß bei ihm geiſtige Minderwertigkeit vorhanden ſei.
Wie weiter verlautet, iſt es dem Unterſuchungsrichter gelun-
gen, an Stelle der beiden Berliner Sachverſtändigen, die zu-
rückgetreten ſind, einen neuen Gutachter für die Machenſchaf-
ten der Niederdeutſchen Bank in dem Bank- und Handels-
richter Dr. v. Loeb, Mitteilhaber der Bankfirma Heinr. Emden
u. Ko., Berlin, zu gewinnen. Es iſt eigentümlich, daß ſich in
gewiſſen Kreiſen in „gewiſſen Fällen“ immer plötzlich und
rechtzeitig eine „Geiſteskrankheit“ einſtellt.

Untergegangener Dampfer.
Der der Hamburg-Amerika-Linie gehörige Dampfer Pata-

gonia iſt in der Donnerstag-Nacht auf unaufgeklärte Weiſe
voll Waſſer gelaufen und im Hamburger Hafen geſunken.
Von der Mannſchaft war nur der dritte Offizier an Bord, der
ſich mit knapper Not retten konnte. Es wird vermutet, daß bei
ſteigender Flut der Dampfer mit der einen Seite unter die Kai-
mauer hakte und ſich ſchief legte, wobei offene Nietlöcher unter
Waſſer gekommen ſind, ſo daß das Schiff voll Waſſer lief.

Unmenſchliche Tat einer „Mutter“.
Jn Bramfeld bei Hamburg ſetzte eine Frau ier zwei

Jahre altes Söhnchen auf den glühenden Kochherd, ſo daß das
Kind ent ſetzliche Brandwunden erlitt. Die Frau
warf dann das vor Schmerzen ſchreiende Kind aufs Bett, ſchloß
das Schlaſzimmer ab und ging nach Hamburg, um fich dort zu
amüſieren. Auf das aus der Wohnung dringende furchtbare
Kindergeſchrei erbrachen Nachbarn die Tür und fanden das
verbrannte Kind, außerdem aber noch drei weitere Kinder, die
völlig ansgehungert (1) waren. Die Kinder wurden einem Aſyl

in a r W

auf.
erniorimn auf.

Hierunter befinden sich:

bambrequins
in Tuch, Leinenplüsch und Velvet,

alle gangbaren Farben.
ig J jetzt durchwegSerie I hie i n 85

13
Serie Il jetzt durehweg Stück 29

Gardinen engl. Tüll, weiss und crème, ältere Muster 4 5 v

Gardinen engl. Tüll, abgepasst, weiss und crème

Gardinen- Reste für I-3 Fenster langend

jetzt durchweg Meter 1.30 bis

2
jetzt durchweg Fenster 12.00 bis

ausser gewöhnlich billig.

Gestickte Stores in Spachtel- und Bändchenarbeit35arbeit, ein grosser Posten jetzt Meter von an
Handgeknüpfte Smyrna-Vorleger 72
in verschiedenen Grössen jetzt Stück von an

Felle, Kissen, Kissenplatten nern unter Preis
Serie V jetzt durchweg Stück 50

e SSorie III jetzt durchweg gute d

Serie I len aurcbner seter

50weiss, croise und oker, jetzt durchweg 30.00 bis 4

e Einzelne Stores
und solche, die etwas unsauber geworden sind,

bis zur Hälfte des regulären Preises ermässigt.

o 0Teppiche in verschiedenen Grössen, mit geringen Fehlern und leicht beschäcdigt, bis 30 unter Preis.

Täuferstoff Reste

in Jute, Tapestry, Plüsch, Linoleum

weit unter Preis,
Grosse Ulrichstrasse 22/23.

Brummer Benjamin



übergeben, die entmenſchte Mutter nach ihrer Rückkehr ver- War je ein r iſt er's! Waſſerfſtände.
haftet. An das Gedicht vom alten Wandsbeker Boten über den bedeutet über, unter Nulh.Ob nicht letzten Endes doch Not und Elend dieſe un- Winter wird man erinnert, wenn man hört, was der Schwarz- Unſernt und Saale Fall Vacht
menſchliche Mutter zur Verzweiflung und dann zu der ſcheuß- wälder Bote zu erzählen weiß: Bei Meersburg am 0,60 ſ 19 Ja 40,56 0,046lichen Tat getrieben haben Bodenſee fah kürzlich h e tie 53 S 18. Jan. 43 320 Jan.breitbeinig dem See zutorkeln. Als er dann weiter bemer t nDie Grubenkataſtrophe bei Kattowit, daß der Fremde ſeberzieher und Hut ablegte, vermutete er Unterpegel. 116
über die wir geſtern berichteten hat 40 Opfer gefordert. einen Selbſtmordkandidaten und holte mutig e Als Weißenfels, War 2,42 a 2
Schuld an dem ſchrecklichen Unglück ſind die mangelhaf- beide Män e i e Ween e z t J d Trotha Unterp. 47 376 2

Miß ſtände die i ſtelle kamen, ſahen ſie ihren „Selbſtmörder“ bis über die Hüften Trotha S In n Ein rich t i gen und vielen Mißſtände, die in im Waſſer ſtehen und ſich und ſeine Hoſen waſchen. Auf die Alsleben, Oberpegel 73 2
der Grube herrſchen. Frage der „Retter“ was er denn da in dem Waſſer tue, ant- Unterpegel 124 0,Kleines Allerlei. Der engliſche Naturforſcher Sir Francis wortete er: „Jmueß meine Hoſe uſewäſche; ſo kann Bernburg 4 47 T rGalton, ein Vetter von Charles Darwin, iſt, 89 Jahre alt, nit heim kumme.“ Und bald war er mit ſeiner „Us und Ab- Kalbe, Oberpegel I, 60
in London geſtorben. Galton war der Erfinder der von wäſche“ fertig geworden. Mit den Worten „So, je tz iſch UUnterpegel 0.45 0,
Bertillon vervollkommneten Fingerabdri ck-Meſſung. Auf es wieder ſuber, trockne tun's unterwegs Elbe.Zeche Königsgrube in Rellinghauſen fiel ein ſchlüpfte er tropfend in die tropfnaſſen Hoſen und zog friſch Dresden. 18. Jan. --1,26 19. Jan. --1,14 0,12
italieniſcher Arbeiter in den 40 Meter tiefen Schacht, wobei er und frei der Heimat zu. Schi rupfen und Erkältung ſcheinen Torgau 90,98 „0,86 0,12
ſo ſchwere Verle tzungen erlitt, daß er tot zutage gefördert dem „Selbſtmörder von Meersburg“ wohl nur vom Hörenſagen Wittenberg 16 2,99 0,07]wu urde. Jn E hre enfel i Köln hat beim „Räuber- und bekannt zu ſein. Roßlau P 4747 0,02Genda rmenſpielen“ ein 13jähriger Junge einen üebenſägrigen Barby a 1,61 7 wieKameraden mit einem Revolver in die Bruſt geſchoſſen und ihn Briefkaſten Je Redaktion. Magdeburg r 1,32 u
ſchwer verleht. Der Knabe wurde in das Hoſpital gebracht, ſein
Zuſtand iſt bedenklich. B. 102. Wenn nichts Beſonderes vereinbart iſt, kommt bei icht weggemonatlicher Mietezahlung nur monatliche Kündigung in Be Geleſene Nummern des Volksvlattes werden u

tr acht. Es kann bis um 15. eines Monats zum nächſten erſten worfen, ſondern an Nachbarn, Freunde und Bekannte behufs
Sprechſtunde der Redaktion von ar bis a Uhr. e werden. Gewinnung neuer Abonnenten weitergegeben.Jhönge

Kl. Klausſtr. 7.

Sonntag, von nachmittag
6 Vhr ab

LGonis.
ßeichhaltig. Mittagstiseh,

bute kürhe bis Hachts 2 Uhr.

en rn r rerFriſch eingetroffen:

J Grüne Heringe, 2 Pfd. 25 Pf.,
Bücklinge, Kiſte Mk,
Pa. Kieler Vollbäcklinge,

3 Stck. 27 u. 20 Pf.,giel. Sprotten, Pfd. 3Pf.,
Ger. Schellſiſch, Stck. 15 Pf.,

Pa. fette Lachsheriuge,
J Stck. 16 Pf.,

leckheringe, 12 Pf.J Makrelheringe, 10 Pf.,

Cervelatwurſt,
harte Ware, Pfd. 90 Pf.,

Schinkenſpeck, Pfd. 30 Pf.,
Schinkenwurſt, 1Pfd. 1.10M.,

Schmeer, à Pfd. 75 Pf.,affeler r Speer,
à Pfd. 98 Pf.,Halberſt Würſtch., à P. 15Pf.,

ar. ſchleſiſche Molierei- Käſe,
à Stck. 24 Pf.,

lang. Kümmelkäſe,3St.25Pf.,
rund. Kümmelkäſe,5St. 20Pf.

Se erkäſe (Emth.),
d. 1.10 Mk.,Apfelßnen, Zitronen uſw.,

Eier, Mandel 95 Pf.

M. Bläse.
j verm. Otto Gottsohalk,

Talamtftr. 7, am Hallmarkt.

7rrigateure
wen v S n
ßett-Unterlagen

für Kinder von 15 Pfg. an.

eng Tr e
ſowie

rn Bedarfs Artfle
für

Vöchnerinnen

in großer Auswahl, billigſt.
Ferner

Baby- Wagen

(auch leihweiſe).

Hugo Nehab
Nachf.,

27 Sroge Ulrichſtraße 27,
66 ob. Leipzigerſtraße 66.

Auf Firma
u. Hausnummer
bitte genau zu achten.

Mitsl. d. Rab.Sp.-Vereius.

er Fohtungi JehtungiIn 9 I erß I i V werden ſachgemäß repariert,

begonnen.
emailliert und vernickelt bei

Die ständige Entwickelung unseres Geschäſis macht es erlorderlich, dass wir sämtliche Etagen unseres

Otto Hänlsch, Juni. 156.

umfangreichen Geschäftshauses zu Verkaufsräumen ausbauen. Fr. Um vor Beginn des bevorstehenden

Erweiterungsbaues
geholt u. koſtenl. wieder zugeſandt.

Platz zu schaffen, verkaufen wir grosse Posten

Topfol zu verkaußen. Korb von

emaillierte Geschirre, Glas, Porzellan, Steingut,

1 Mark an. Karl Laue,
h las Hof.

Niekel- u. Luxuswaren, Holzwaren, Lampen, Figuren, Nippes, Aluminum usw.
zu ganz bedeutend

oft welt unter die Hälfte herahegeetzten Preisen.
Günstigste Gelegenheit. Komplette e h biilig einzukaufen.

e che lepgenhage I.
9 Mitglied 4. Mu.-Spar-«erein.

rel en. im n. Verein

prowenaden. Anton hHalle J. S. Gegr. 1899.

G. m b. H. Ecke Rannischestr., Neue Promenade.

f Sonnabend 21. Januar cr. im Gold. Hirsen

Jeden Freitag von 5 Vhr ab und Sonnabends e Wohnungs Anzeigen

frische Leber- u. Blutwürstehen à

e Winter Vergnügen
ö Konzert, Kinom.-Aufführungen u. Bl.

nach Berliner Art. Kreümjelderßraße 31 J.
f Kulmbacher Zoeckdier. e

Prenvas und Gonner des Zitherspiels sind willkommen.

Der Vorstand.

oder ſpäter zu vermieten.
Günthers Brauerei.

Weine und Liköre.

und die originellſte Herrenmaske.
Standesantliche Nachrichten

Karten ſind im Vereinslokal zu haben.C Es ladet freundlichſt ein Der Vorstand. t 2 S HSHalle-Süd (Steinweg 2), 19. Jan.

in n a mee
gestaurant

vollſtänd. Jnventar n
re achten unt. Badolf Xosso, alle C

Hochfeine Wurſtwaren
ſowie 1 g wer1 Pfd. W1 Pfd. Sawkineſeiſch

1 Pfd. uKirohn eilſtraßze 126.

Arbeitsmarkt
aller VerufeOffene Stellen ch ſreiebie

Zeitung Deutsehe Vakanzen-Post,
Fsslingen 156.

Bäckerlehrling
Paul Grundmann, Halle a. 8.,

Satz Talle-Säbcl.Sonnabend den 28 Fanuar im „Zum letzten Dreier“
W Gr. Vlaslen-Ball.

Preiſe erhalten die zwei der ſchönſten Damenmasken

Anfang 8 Uhr. Anfang 8 Uhr. W n.Biige
in blau, geſtreift, engl. Leder, für Männer

Serie Serie I Serie Inur nur nur70 2.25 2.85I in, wie ſeit bekannt, nur bequemem Schnitt undbeſter Verarbeitung.
Ferner, ſolange Vorrat davon vorhandenz Poſten Struckshosen nur 2.65 Rk.

Bitte die Schaufenſterauslagen gefälligſt zu beachten.

Kurzis und Torſtraße 51). Ar
eiter Studzinski und Anna

Mörtz Brunoswarte 9 und Ca
nena).

Geboren: ecker Klee S(Steinweg 36). llner Siuſg

T. (Kaul 9). hMünzner T. inKaufmann Küſtner Kiini
Schloſſer Glatzel T. (Wörmlitzer
ſtraße 106). Pferdehändler Alten
dorf T. Lindenſtraße 64).

Geſtorben: laſermeiſters
Rüdiger Ehefrau Emilie geb. Otto,

Nur drei Worte!
Lerenz

Billige
Schuhwaren!

Sohuhwarenhaus Lorenz, Leipzigerstr. 64.

See Ernst Renner, 14 Marktplatz 14.
p. Witwer, 62 J. Unterberg 6).

Witwe Ehriſtine Klinge geb. Kreutz
kamm, 67 J. (Neue Promenade 14).

Danl«.
Für die vielen Beweiſe der

Teilnahme beim Begräbnis

reusslscher m allerbestes Rindfleigch
zum Koohen 6G0O und G52um Braten We 70 und 7ſ8R 0 m m F Schweinefleisch zum Braten 80
Rot-, Lober- u. Schwartomwurst P 4, W 3d. meines lieben annes,Unter dieſem Titel ſchildert ein C M. Winkler, Liebenauerstrasse [62. unſeres guten Vaters, des

klaſſenbewußter Arbeiter ſeine eigenen
Erlebniſſe während ſeiner Militär- Kanfe am Sonntag den e. JanDienſtzeit. Der Verfaſſer Winniq packt W Je Mutter Kanorſen-ähne Gustav Schölz
den in Deutſchland immer aktuellen und elbchen, ſagen wir allen Beteiligten,
Stoff friſch und lebendig an und ent- d. höchſt. Tages insbeſondere den Trägern,wirft für Gediente und Nichtgediente

gleich intereſſante Bilder, die gegenüber der landläufigen

bewahro ihr
Kind vor

dem ſozialdemokrat. Vereinren r J ſowie len Kollegen und
Militärverherrlichung einmal die Wirklichkeit ſchildern. Keit, halle, J. Tisohler. 7 Anferen herz

Zu beziehen in 10 Heften à 15 Pfennig oder auch Ausbroſchiert zu 1.50 Mk., gebunden zu 2. Mk. durch alle Fi W boten hräft. Privat-Nittanrtch die trauernde Miwe

Austräger oder direkt durch die Megſeinn von m 70 und Angehörige.
Volks -Buchhandlung, Halle S., haun leberwan n Imibien.

e meeeeene ItterbenS u e e Unſeren Mitgliedern zur Nach 2 z Kollege, derinpfehle für Sonnabend v Jeletert das Tat
on frischer PfundXernigen Schmeer u e S Huch 5 m a 2 r den 19 geſtorben

h n n ePaul Bauermann Markt 20, rn m v I Gut d um 2 r Krüger Gaf

C el nen eFür die Jnſerate verantwortlich: Rob. Jlgner, Drus der Halleſch, GenoſſenſchBuchdruck. (E. G. m. b 55) Verleger vorm. Anug, Groß, iett A. Jäbni g. Sämtl. HaKe a. S.

Mogken Kerle Seſchant

nene Tun

63 J. (Anhalterſtraße 2). Arbeiter



u

a

J

2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 18

Der freien Jugend der Rnebel.
Der Kampf gegen die freie Jugendbewegung

wird jetzt vom Polizeiminiſter und ſeinen Gehilfen auf der
ganzen Linie aufgenommen. Die Waffen dieſes Heerbanns
ſind die bekannten: Beſpitzelung im Amtsſtil heißt ſie „ernſte
Aufmerkſamkeit“ Strafmandate, Auflöſungen uſw.

Der Miniſter des Jnnern von Dallwitz hat nämlich unter
dem 23. November 1910 an ſämtliche Regierungspräſidenten
eine Anweiſung herausgegeben, in der unter Hinweis auf das
Erkenntnis des Oberverwaltungsgerichts, das die polizeiliche
Auflöſung der Berliner Jugendorganiſation beſtätigte, die Be
hörden aufgefordert werden, der Jugendbewegung erhöhte Auf
merkſamkeit zu widmen und event. auch gegen die Jugen d
ausſchüſſe mit Auflöſungsdekreten vorzugehen. Wörtlich
fährt dann der Erlaß, den der Vorwärts zu veröffentlichen in

der Lage iſt, fort:
Die Jugendkommiſſionen ſelbſt werden in der Regel als

golitiſche Vereine angeſehen und behandelt werden können.
gu Magdeburg iſt ein ſolcher Fall, dem eine gegen den
Vorſitzenden des dortigen Jugendbildungs-
Ausſchuſſes gerichtete Anklage wegen Uebertretung des
8 3 des Reichsvereinsgeſetzes zugrunde lag, bis zur Re
viſionsinſtanz Oberlandesgericht in Naumburg
erfolgreich durchgeführt worden. Jn dem Urteil
vom 16. Auguſt 1910 hat das Oberlandesgericht anerkanni,
daß der Jugendbildungsausſchuß ein politiſcher Ver-
ein ſei, denn ein Verein, der ſich, wie der Jugendbildungs-
ausſchuß, die Verbreitung und Befeſtigung ſozialdemokra-
tiſcher Jdeen zur Aufgabe mache, bezwecke die Erörterung
ſolcher Angelegenheiten, die unmittelbar den Staat und ſeine
Geſetzgebung berühren.
Eure (Hochwohlgeboren, Hochgeboren, Durchlaucht) erſuche
ich ergebenſt, hiernach das Weitere gefälligſt veranlaſſen und
mir über alle Fälle, in denen ſtrafrechtlich oder im polizei-
lichen Exekutivweg gegen ſozialdemokratiſche Jugend
beſtrebungen eingeſchritten wird, zu berichten.

gez. v. Dallwitz.
An die Herren Regierungspräſidenten.
Der Magdeburger Regierungspräſident ließ

dann unter dem 4. Dezember 1910 den ihm unterſtellten Land
räten eine Jnſtruktion zugehen, der wir folgendes entnehmen:

Bei der Bedeutung der Angelegenheit erſuche ich um ernſte
Erwägung, wieweit etwa nach dem Vorgang des Berliner
Polizeipräſidenten gegen dort beſtehende ſozialdemokratiſche
Jugendorganiſationen in gleicher Weiſe wird eingeſchritten
werden können. Da Fehlgriffe und letztinſtanzliche Auf-
hebungen eine Gefahr gegen das Vorgehen gegen die Sozial
demokratie enthalten, ſtelle ich ergebenſt anheim, ſofern das
Material nicht ausreichend erſcheint, die Angelegenheit hier
zur Vorlage zu bringen.

Getrennt von der Frage, ob die Jugendorganiſationen als
politiſche Vereine anzuſehen ſind, geht die Entſcheidung, ob
die zur Beteiligung der Jugend eingerichteten Turn-, Ge
ſang-, Geſelligkeits-, Bildungs- und anderen
Veranſtaltungen als politiſche Vereine und Ver-
ſammlungen, bei denen alſo die Teilnahme von Per-
ſonen unter 18 Jahren verboten iſt, als politiſche anzuſehen
ſind oder nicht. Jm Bejahungsfall kann nach S 18 Abſ. 5, 6
des Reichsvereinsgeſetzes Beſtrafung erfolgen. Jch erſuche,
auch dieſen Veranſtaltungen ihre ernſte Aufmerkſam-
keit zuzuwenden, und falls bei ihnen ein politiſches Mo-
ment im Sinne der Anordnung des Berliner Polizeipräſi-
denten und des Oberverwaltungsgerichts-Erkenntniſſes nach-
weisbar iſt, mit Beſtrafungen gegen Leiter und jugendliche
Teilnehmer vorzugehen. Wieweit Euer (Hochwohlgeboren,
Hochgeboren) die Ortspolizeibehörden in den Städten und
auf dem Lande mit Anweiſung, die vielleicht auch münd-
lich erfolgen kann, verſehen wollen, überlaſſe ich Jhrem Er-

meſſen. gez. v. Mieſitſcheck.An die Herren Landräte pp.
Was der Regierungspräſident hier des längeren ausführt,

ſagen die Landräte dann in entſprechend abgekürzter Form.
Jn jedem Erlaß aber kehrt die gleiche Sorge wieder, daß
allen polizeilichen Nadelſtichen zum Trotz doch der jugendliche
Feind entwiſchen könnte.

Hoffentlich enthalten dieſe mündlichen Anweiſungen, die
Herr v. Mieſitſcheck empfiehlt, die nötige Ergänzung zu
dem Miniſterialerlaß, nämlich die Einſchärfung, daß unter
allen Umſtänden ſtreng nach Recht und Geſetz, d. h. nach
den in Frage kommenden Paragraphen des Reichsvereins-
geſetzes, verfahren werden ſoll. Eine ſolche Ergänzung iſt not
wendig, denn die Abſicht des Miniſters könnte, wie die Erfah-
rung lehrt, von den ihm untergeordneten Jnſtanzen leicht miß-
verſtanden werden. Wenn nämlich die Behörden geſetzlich
vorgehen wollen, iſt es äußerſt bedenklich, ihnen den Rat zu
erteilen, ganz generell die Entſcheidung des preußiſchen Ober
verwaltungsgerichts auf die freien Jugendorganiſationen ihres
Bezirks anzuwenden.

Es geht unter keinen Umſtänden, dieſe Entſcheidung ganz
ſchematiſch und bureaukratiſch auf andere Organi-
ſationen auszudehnen, ſie als eine Art automatiſche
Köpf maſchine für proletariſche Jugendorganiſationen zu
betrachten. Alle dieſe Organiſationen verfolgen ſtatuten-
gemäß unpolitiſche Zwecke; ſie wollen die wirtſchaftliche Lage
ihrer Mitglieder heben und Bildung unter der arbeitenden
Jugend verbreiten.

Es genügt nach der Entſcheidung des vom Miniſter in An
ſpruch genommenen Oberverwaltungsgerichts durchaus nicht,
daß in vereinzelten Fällen etwa in Vorträgen, gegen
den Politikparagraphen des Vereinsgeſetzes verſtoßen wird,
ſondern die Beſtrebungen des Vereins müſſen als poli-
tiſch erwieſen werden, um ſeine Auflöſung zu rechtfertigen.

Des weiteren hätte der Miniſter ſeinen untergeordneten Be
hörden mit noch größerem Nachdruck den Unterſchied zwiſchen
Jugendorganiſationen und Jugend ausſchüſſen
klarmachen ſollen. Wer auch nur oberflächlich über die ſoge
nannte ſozialdemokratiſche Jugendbewegung unterrichtet iſt
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und das ſollte man doch bei den auf dem Kriegszug gegen dieſe
Bewegung begriffenen Behörden vorausſetzen muß aus dem
öffentlich gefaßten Beſchluß des Nürnberger Parteitags wiſſen,
daß zwiſchen Jugendorganiſation und Jugendausſchüſſen
nicht der geringſte Zuſammenhang beſteht. Es
kann gar keine Rede davon ſein, daß, wie der Miniſter im Ein-
gang ſeines Erlaſſes ausführt, „die Sozialdemokratie ſich be
kanntlich genötigt geſehen hat, nach Formen zu ſuchen, in
denen ſie die ſeit einer Reihe von Jahren betriebene Agitation
zur Organiſation der arbeitenden Jugend ungehindert fort-
ſetzen konnte.“

Mit keinem Worte wird den in Ausſicht genommenen
Jugendausſchüſſen in dem Beſchluß des Nürnberger Parteitags
der Auftrag erteilt, die Jugend zu organiſieren; das
gerade Gegenteil iſt der Fall. Es konnte alſo auch keine Agi-
tation zur Organiſation der arbeitenden Jugend fortge-
ſetzt werden. Die Jugendausſchüſſe, mögen ſie nun für poli-
tiſch erklärt werden oder nicht, haben ſich des weiteren von An
fang an in ihren Veranſtaltungen für die Jugend von Poli-
tikaufs ſtrengſte ferngehalten. Jhre Tätigkeit hat
alſo mit dem Reichsvereinsgeſetz und ſeinen Politik- und
Jugendparagraphen nicht das geringſte zu ſchaffen. Wohl aber
haben ſich die örtlichen Behörden bei der fieberhaften Aufmerk-
ſamkeit, die ſie neuerdings der übrigens in aller Oeffentlich-
keit betriebenen Bildungstätigkeit der Ausſchüſſe widmen, viel-
fach über die klaren Beſtimmungen des Geſetzes hinweggeſetzt.
Der Miniſter und der Regierungspräſident hätten alſo alle
Urſache gehabt, den untergeordneten Behörden die Beach-
tung des Geſetzes einzuſchärfen.

Deutſcher Reichstag.
111. Sitzung. Donnerstag, den 19. Januar 1911, nachmittags 1 Uhr.

Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der zweiten Be-
ratung des

Reichswertzuwachsſteuer-Geletzes.
S 100 beſtimmt, daß dem Erwerbspreis von dem Betrag bis

zu 100 Mk. pro Ar (bei Weinbergen bis zu 200 Mk.) für jedes
Jahr 216 Prozent zuzurechnen ſind.

Abg. Trimborn ((Zentr.) befürwortet, ſtatt 200 Mk.
300 Mk. pro Ar zu ſetzen.

Abg. Cuno (Vpt.) beantragt, den zuzurechnenden Zinsfuß
auf 4 Prozent zu erhöhen. Nachdem die Rechte den landwirt-
ſchaftlichen Grundbeſitz ſo ſehr bevorzugt hat, ſehen wir nicht
ein, warum wir den ſtädtiſchen Grundbeſitz ſo ſehr belaſten
ſollen. Jetzt wollen wir das Geſetz ſchon lieber ſo geſtalten,
daß überhaupt nichts übrig bleibt.

Abg. Graf Weſtarp (Ekonſ.) beſtreitet den agrariſchen
Charakter des Geſetzes.

Direktor im Reichsſchatzamt Kühn: Durch die Kommiſſion
iſt das Geſetz bereits e daß in einex ganzen Reihe
von Orten, welche eine Wertzuwachsſteuer haben, die Steuer-
zahler durch Einführung des Geſetzes erheblich entlaſtet
werden. Bei der Beratung hier im Plenum wird das Beſtreben
der Entlaſtung noch fortgeſetzt. Danach liegt die Gefahr vor,
daß das Geſetz für die verbündeten Regierungen ertragslos
und alſo wertlos wird.

Die Abſchwächungsanträge Cuno und Trimborn wer-
den angenommen und dann der ſo umgeſtaltete S 10e.

J 11 Abſ. 1 beſagt, wenn der Erwerb des Grundſtücks auf
einem ſteuerfreien Rechtsvorgang beruht, ſo iſt für die Be-
meſſung des Wertzuwachſes von dem Preis zurzeit des letzten
ſteuerpflichtigen Rechtsvorganges auszugehen.

Abſ. 12 verleiht dem Geſetze rückwirkende Kraft bis
zum 12. April 1910. Liegt der letzte ſteuerpflichtige Rechtsvor-
gang mehr als 40 Jahre vor Eintritt der Steuerpflicht, ſo ſoll
als Erwerbspreis der Wert gelten, den das Grundſtück 40 Jahre
vor Eintritt der Steuerpflicht hatte. Liegt der letzte ſteuer-
pflichtige Rechtsvorgang vor dem 5. Januar 1885, ſo ſoll als
Erwerbspreis der Wert gelten, den das Grundſtück vor dem
1. Januar 1885 hatte.

Die Beſtimmungen über die rückwirkende Kraft und die Rück-
beziehung auf den 1. Januar 1885 werden zurückgeſtellt,
Abſ. 1 und 3 des S 11 werden angenommen.

8 12 iſt von der Kommiſſion geſtrichen. Nach der Regie-
rungsvorlage berechtigte er die Gemeinden, mit Genehmigung
der Landesregierung zu beſtimmen, daß bei Bemeſſung des
Wertzuwachſes Erwerbsvorgänge berückſichtigt werden, die vor
dem im S 11 bezeichneten Zeitpunkt liegen.

Ein Antrag Albrecht (Soz.) will die Regierungsvor-
lage wieder herſtellen.

Abg. Brühne (Soz.) begründet den Antrag. Unſer Antrag
iſt geſtellt worden namentlich im Jntereſſe der rheiniſchweſt
fäliſchen Gemeinden, die unter der Steuerlaſt geradezu zu-
ſammenbrechen. Sind doch Zu ſchläge von 350 Prozent
dort keine Seltenheit! Andererſeits iſt gerade dort der aller-
größte Wertzuwachs zu verzeichnen. Jch weiß, daß auch in
Süddeutſchland ſtarke Stimmung für die Annahme unſeres
Antrages vorhanden iſt. So hat ſich z. B. der bayriſche Städte-
tag im gleichen Sinne ausgeſprochen. (Hört, hört! b. d.
Wir bitten dringend im Jntereſſe der Gemeinden, unſeren An-
trag anzunehmen.

Abgg. Dr. Weber (natl.), Dr. Neumann-Hofer (Vpt.)
und Dr. Arendt (Rpt.) wenden ſich gegen den Antrag, der in
der Praxis zu großen Unzuträglichkeiten führe.

Abg. Brühne (Soz.) weiſt die Einwände zurück und tritt er
neut für den Antrag ein.

Der Antrag Albrecht wird gegen die Stimmen der Sozial
demokraten abgelehnt. Es bleibt alſo bei der Strei-
chung des S 12.

S 13 wird debattelos in der Kommiſſionsfaſſung ange
nommen.

8 14 lautet in ſeinem letzten Abſchnitt nach der Kommiſſions-
faſſung: Werden Teile eines örtlich und wirtſchaftlich zu
ſammenhängenden Grundbeſitzes durch verſchiedene Rechtsvor
gänge von dem gleichen Veräußerer oder von ſeinen Erben
innerhalb zweier Jahre übertragen, ſo iſt der Steuerpflichtige
berechtigt, von dem Wertzuwachs des einen Teiles einen bei der
Veräußerung anderer Teile eingetretenen Verluſt abzuziehen.

c d xouqwr9r ohuj o mm
Die Abgg. Cuno und Gen. (Vpt.) beantragen, ſtatt zweier

Jahre zu ſetzen: dreier Jahre.
Die Abgg. Albrecht und Gen. (Soz.) beantragen, den Abſatz

zu ſtreichen.
Abg. Zietſch (Soz.): Bei den Verſchlechterungen der vorigen

Paragraphen konnten wenigſtens zum Scheine mittelſtändiſche
Intereſſen ins Feld geführt werden. Die Verſchlechterung
ſhliſchoaragraphen durch die Kommiſſion iſt aber ganz er-
ichtli

im Jntereſſe der Groß-Spekulanten
und der großen Terrainbeſitzer beſchloſſen worden. Jch freue
mich, daß auch einmal ein Regierungsvertreter offen für
unſeren Antrag eingetreten iſt. Es liegt wirklich kein Grund
vor, der Steuerſcheu des Großbeſitzes aller Schattierungen ent-
gegenzukommen. (Lebh. Zuſtimmung b. d. Soz.)

Abg. Graf Weſtarp (konſ.) proteſtiert in erregtem Tone
gegen die Angriffe des Abg. Zieſche (Zuruf: Zietſch), die der-
ſelbe gegen die Kommiſſion gerichtet hätte.

Der Antrag Cuno wird (da die erſte Abſtimmung zweifel-
haft iſt, durch Hammelſprung) mit 126 gegen 118 Stimmen
angenommen. Darauf wird der ſo geänderte Abſchnitt 3
mit allen gegen die Stimmen der Sozialdemo-
traten beibehalten.

S 15 zählt die vom Veräußerungspreis zuläſſigen Abzüge
auf.

Die Abgg. Cuno und Genoſſen (Vpt.) beantragen die Zu-
r noch weiterer Abzüge (z. B. Propaganda und Reklame-
oſten).
Abg. Vogel (natl.) beantragt ebenfalls weitere Abzüge im

Intereſſe der Bergwerksbeſitzer.
Staatsſekretär Wermuth bittet um Ablehnung der An-

träge. Man führe da ein wahres Labyrinth von Abzügen und
Berechnungen auf.
Abg. Binder (Soz.): Zuerſt ſuchten die Bergwerks-
intereſſenten die Einbeziehung der Bergwerke über-
haupt zu hintertreiben unter der Vorſpiegelung, daß
beim Bergweſen es überhaupt keinen unverdienten Wert-
zuwachs gebe. (Heiterk. b. d. Soz.) Nachdem ihnen das nicht
gelungen iſt, ſuchen die Herren auf dem Umwege von Durch-
löcherungsanträgen ihr Ziel zu erreichen. Wir bitten drin-
gend um Ablehnung dieſer Anträge. (Beif. b. d. Soz.)

Die nationalliberalen und fortſchrittlichen Abſchwächungs-
anträge werden teils abgelehnt, teils zurückgezogen
und s 15 im weſentlichen in der Kommiſſionsfaſſung an
genommen.

Die 88 16—19 werden debattelos in der Kommiſſions-
faſſung angenommen.

S 20 enthält die Steuerſkala.
Abg. Marx (Ztr.) beantragt Herabſetzung der Sätze für

den vor dem Jahre 1900 ſeit Jahrzehnten in feſten Händen
befindlichen Beſitze.

Abg. Dr. Südekum (Soz.): Jch bin dem Vorredner dafür
dankbar, daß er in ſo offener Weiſe den

Klaſſencharakter des Geſetzes
enthüllt. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Alſo diejenigen Kreiſe
des Volkes, die ſchon lange im Beſitze ſind, ſollen erneut

vor den Beſitzloſen privilegiert
werden. Das paßt allerdings vortrefflich hinein in den Ge-
dankengang, der im Zentrum maßgebenden Kreiſe. Aber es
fragt ſich doch noch, ob die katholiſchen Arbeitermaſſen des
Zentrums mit dieſer neuen agrariſchen Privilegierung ein-
verſtanden ſein werden. Wir bitten dringend um Ableh-
nung dieſes Abſchwächungs- und Verſchlechterungsantrags.
(Bravo! b. d. Soz.)

Abg. Dr. Weber (natl.) meint, es läge ein durchaus be
rechtigter Gedanke in dem Antrag Marx. (Bravol b. d. Natl.,
rechts und im Zentrum.)

Staatsſekretär Wermuth bittet um Ablehnung des
Antrags. Seine Annahme müſſe die finanziellen Erträgniſſe
der Steuer noch weiter herabdrücken.

Abg. Marx (Ztr.) beſtreitet gegenüber dem Abg. Südekum,
daß es ſich um ein Klaſſengeſetz handle. Die Verſuche der
Sozialdemokratie, die katholiſche Arbeiterſchaft dem Zentrum
abſpenſtig zu machen, ſeien zur Erfolgloſigkeit verurteilt.
(Beif. i. Ztr., Lachen b. d. Soz.)

Abg. Dr. Südekum (Soz.): Mit Recht hat der Staatsſekretär
darauf hingewieſen, daß die Annahme des Antrages Marx den
ganzen Zweck des Geſetzes vereiteln würde. Herr Weber hat
behauptet, daß von der Annahme des Antrages Marx auch
weite Kreiſe der Arbeiterſchaft Vorteile hätten. Nun, ſolche
Arbeiter lege er mal auf den Tiſch des Hauſes nieder (Große
Heiterkeit), die von dieſer Privilegierung des feſten Grund
beſitzes Vorteil haben würden. Aber auch wenn einzelne Ar
beiter davon Vorteil haben ſollten, ſo würde ſich doch unſere Stel
lung gegenüber dieſen Anträgen nicht ändern. Es handelt
ſich hier doch, wie wir immer wieder hervorheben müſſen, um
kleine Vermögensſteuer, ſondern um eine Beſteuerung des un
verdienten Wertzuwachſes. (Sehr richtig! b. d. Soz.)

Der Privatbeſitz an Grund und Boden hat geradezu einen
Monopolcharakter angenommen. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Die
Beſitzer von Grund und Boden haben ſich die übrigen Volks
genoſſen

geradezu fronpflichtig
gemacht. Darum eben iſt die Wertzuwachsſteuer eine unbe-
dingte politiſche wie ſoziale Notwendigkeit, an deren Einfüh-
rung die Nichtbeſitzenden in hohem Maße intereſſiert ſind. Jch
bitte nochmals um die Ablehnung der Abſchwächungs-
anträge.

Jm übrigen gebe ich die Hoffnung nicht auf, daß die Speku-
lation des Zentrums auf die Einſichtsloſigkeit der 1
rei nes Tages doch noch fehlſchlagen wird. (Lebh. Beif.

d. Soz.
Jnzwiſchen iſt ein Antrag Weber (natl.) eingegangen,

welcher die im Antrag Marx vorgeſchlagene Schonung des
lange in derſelben Hand befindlichen Grundbeſitzes etwas ab
ſchwächt.

Abg. Cuno (Vpt.) bekämpft den r Marx.
Der Antrag Marx wird abgelehntz; der Antrag Weber

und der S 20 werden angenommen.
Dann wird Abſ. 4 des S 11 (Rückbeziehung auf den 1. Jan.

1885) nach Zurückziehung des dazu geſtellten Antrages an g e
nommen, desgleichen S 21.

S 22 befreit von der Steuerpflicht das Reich, die Bundes
ſtaaten und Gemeinden, ſowie gemeinnützige Vereinigungen,
die ſich mit innerer Koloniſation, Arbeiteranſiedelung, Grund
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befaſſen.
Abg. Korfanty (Pole) begründet einen tag die

Steuerfreiheit der Bundesſtaaten zu ſtreichen und ſie den ge
meinnützigen Vereinen nur zu gewähren, wenn ſie bei ihrer
Tätigkeit keine Rückſicht auf die Abſtammung derjenigen
nehmen, denen ſie zugute kommen ſollen. Nur dann werde
man verhindern, daß das Geſetz zu einem Ausnahmegeſetz
egen die Polen werde. Der Reichstag möge zu ſeiner guten

Tradition zurückkehren, keine Ausnahmegeſetze gegendie Polen zu bewilligen, eine Tradition, d nur in der
Zeit des Bülowblocks durchbrochen wurde, als die Freiſinnigen
für den Sprachenparagraphen und die Oſtmarkenzulagen
ſtimmten. (Lebh. Sehr gut! b. d. Polen und d. Soz.)

m vertagt das Haus die Weiterberatung auf Freitag
11 Uhr.

Schluß 66 Uhr.

Aus den Nachbarkreiſen.
Was gilt in Preußen ein Königswort

Arbeiter, Parieigenoſſen!
Die wichtigſte politiſche Aufgabe in Preußen, die gründliche

Umgeſtaltung des ſcheußlichen Dreiklaſſenwahlrechts, iſt ins Stocken
geraten. Die Regierung weiß nichts mehr von einer Wahlrechts-
vorlage. Die Reaktionäre aller Schattierungen triumphieren.
Deshalb muß die Arbeiterklaſſe aufs neue an das Königswort,
das die „organiſche Fortentwicklung des Wahlrechts als eine der
wichtigſten Aufgaben der Gegenwart“ bezeichnete, erinnern. Wie
in gauz Preußen, ſo finden cuch im Verbreitungsgebiet des Volks
blattes am kommenden Sonntag überall

öffentliche Volksverſammlungen
ſtatt, und zwar in folgenden Wahlkreiſen

Wahlkreis Merfeburg-Querfurt.
Lützen, nachm. 3 Uhr, für die Diſtrikte Dürrenberg und Lützen.
Wehlitz, nachm. 3 Uhr, für die Diſtrikte Raßnitz und Wehlitz.
Rattmannsdorf, nachmittags 3 Uhr, für die Diſtrikte Paſſen-

dorf, Beuchlitz und Rattmannsdorf.
Altranſtädt, nachmittags 3 Uhr, für die Diſtrikte Großlehna

und Altranſtädt.
Schkeuditz, vorm. 11 Uhr, für die Diſtrikte Modelwitz u. Schkeunditz.
Merſeburg, nachm. 3 Uhr, für die Diſtrikte Mücheln u. Merſeburg.

Wahlkreis Delitzſch-Vitterſeld.
Delitzſch, vormittags 11 Uhr im Lindenhef.
Bitterfeld, nachmittags 3 Uhr im Hohenzollern.
Eilenburg, vormittags 11 Uhr im Tivoli.
Düben, vormittags 11 Uhr bei Hübner.
Gleſien, nachmittags 3 Uhr im Arbeiterheim.
Greppin, nachmittags 3 Uhr im Arbeiterheim.

Mansfelder Kreis.
Eisleben, nachmittags 3 Uhr im Bürgergarten.
Helbra, nachmittags 3 Uhr im Gaſthof zur Sonne.
Wolferode, nachmittags 3 Uhr im Gaſthaus zur Linde.
Gerbſtedt, Oeſte, nachmittags 3 Uhr in Bergers Gaſthaus.
Teutſchenthal, nachmittags 3 Uhr im Gaſthaus zur Fortuna.
Schraplau, nachmittags 3 Uhr im Bürgergarten.
Kloſtermansfeld, abends 7, Uhr.
Hettſtedt, abends 7 Uhr.
Alsleben, abends 79 Uhr im Gaſthaus zum Fährhof.

Wahlkreis Torganu-Liebenwerda.
Fichtenberg, nachmittags 3 Uhr im Gaſthof zur Fichte.
Mühlberg, abends 8 Uhr im Gaſthof Preußiſcher Hof.
Torgau, nachmittags 6 Uhr im Königsbad.
Elſterwerda, nachmittags 2 Uhr im Gaſthof zur Sonne.
Grünewalde, nachmittags 3 Uhr im Gaſthof zur Walke.
Bockwitz, nachmittags 6 Uhr im Gaſthof zum Waldhaus.

Jn Burxdorf findet die Verſammlung bereits am Sonnabend
abend um S Uhr im Gaſthof zum heitern Blick ſtatt.

Tagesordnung in allen Verſammlungen:
Der Volksverrat des ſchwarzblauen Blocks.

Alle über 18 Jahre alten Perſonen, auch die Frauen, werden
aufgefordert, in dieſen Verſammlungen zahlreich zu erſcheinen,
damit dieſelben ein wirkungsvoller Proteſt gegen das preußiſche
Dreiklaſſenwahlrecht werden.

Die Terrorismus- Erfinder in der Klemme.
Unſer geſtriger Artikel unter der Ueberſchrift Reichsverbänd-

leriſcher Terrorismus-Schwindel hat die Reichsverbändler in
Eilenburg raſch auf die Beine gebracht. Der „nationale
Arbeiterſekretär“ Franke und ſeine Auftraggeber haben ſich
ſchleunigſt auf die Hoſen geſetzt und eine halbſeitige Erklärung
in der Eilenburger Zeitung fabriziert, durch die die unange-
nehme Tatſache, daß die Lügenmär vom ſozialdemokratiſchen
Terrorismus als beweisloſe Verdächtigung nachgewieſen iſt,
verdeckt werden ſoll. Bezeichnend iſt, daß in dieſer Erklärung
die unwahre Behauptung, der Bäckermeiſter Berger ſei von
der Sozialdemokratie und den Gewerkſchaften
boykottiert worden, nicht mehr aufrecht erhalten wird.
Herr Franke weiß nur als Tatſache mitzuteilen, daß ihm „von
verſchiedenen Seiten“ alſo nicht von Herrn Berger,
mitgeteilt ſei, daß Berger boykottiert werde, weil er dem
Nationalen Verein Weihnachtsſtollen geliefert habe. Und
daraus hat Theodor Franke einen Boyktott durch die Sozial-
demokratie und die Gewerkſchaften zuſammenge--dichtet.

Noch gottvoller iſt der „Beweis“ über die angebliche Woh
nungsabtreibung, die Franke mit der ihm eigenen
Dreiſtigkeit übrigens „voll und ganz“ aufrecht hält, ohne auch
nur den geringſten Beweis für eine Abtreibung durch die Par-
tei oder die Gewerkſchaften zu erbringen. Auf die Gründe, die
Frau Bock ſelbſt für die Kündigung des „angenehmen“ Mieters
Franke angegeben hat, geht der „nationale“ Sekretär mit
keinem Wort ein.

Um den Rummel wirkſam zu machen, ift aber auch der Bäcker
meiſter Berger veranlaßt worden, „der Wahrheit zu ſteuern“
und eine Erklärung loszulaſſen. Ein Vergleich der beiden Er-
klärungen läßt keinen Zweifel darüber, daß ſie von ein und
derſelben Perſon abgefaßt ſind. Von Herrn Berger ſtammen
wohl nur die beiden letzten Jeilen, die eine Empfehlung von
Apfel-, Quark-, Mohnkuchen, Pluderhörnchen uſw. enthalten.
Aber dieſe famoſe zweite Erklärung iſt für die Frankegarde noch
blamabler als die erſte. Herr Franke pardon, Herr Berger

kann auch nicht den kleinſten Beweis dafür erbringen, daß er
von der Partei oder den Gewerkſchaften boykottiert werde. Er
kann nur feſtſtellen, daß bei ihm der Umſatz nach dem Stollen
geſchäft zurückgegangen iſt, jedenfalls ein ſehr natürlicher Vor
gang. Und ſchließlich weiß er noch zu erzählen, daß die Ge-
noſſen Quitzſch und Schmidt erklärt haben, möglich
wäre es ſchon, daß einer oder der andere Arbeiter vielleicht
an der Stollenlieferung Anſtoß genommen hätte, dafür könne

rennt T

Eduard G

entſchuldung, Wohnungsbau für die minder bemittelten Klaſſen

raf,

aber das Gewerkſchaftskartell nicht verantwortlich gemacht wer
den; alſo ungefähr das direkte Gegenteil von dem, was die
Franke und Konſorten behauptet hatten. Dagegen wird, wenn
auch indirekt und mit vielen Beſchwerden, beſtätigt, daß
Franke verſucht hat, Berger zu überzeugen, daß er von der
Partei und den Gewerkſchaſten boykottiert werde. Herr
„Berger“ erklärt nämlich:

„Weiter ſoll ich geſagt haben: Herr Th. Franke habe mich
wiederholt telephoniſch hiervon (alſo von dem Bohkott) über
zeugen wollen.

Dies ſtimmt nicht! (1) Wohl habe ich den Herren geſagt:
Jch bin am Donnerstag, den 5. d. M., telephoniſch be
fragt worden, ob ich wüßte, daß ich boykottiert
würde. Jch habe dem Anfrager aber geantwortet, daß ich
mich ſehr wundere, daß mein Umſatz ſeit dem 8. d. M. plötzlich
und bedeutend zurückgegangen ſei; ich wollte aber, ehe
ich behaupten könne, ich ſei boykottiert, noch
einige Tage abwarten.“

Alſo Herr Berger wußte nichts von einem Bohkott, das ſagte
er auch dem „Anfrager“, der aber trotzdem die Schwindelnach
richt in die Welt ſetzte. Aber inzwiſchen iſt Herr Berger von
den Reichsverbändlern, zu denen hier ſehr einflußreiche Per-
ſonen gehören, interpelliert worden, und er erklärt nun nach-
träglich: „Da mein Umſatz aber plötzlich und bedeutend zurück
gegangen iſt, nahm ich an, (l) daß an dem Bohykott doch etwas
Wahres iſt. (1) Alſo Herr Berger weiß auch heute noch nichts
von einem Vonykott, er nimmt aber, nachdem ihn die Herren
Reichsverbändler bearbeitet haben, an, daß etwas daran ſei.
Der Mut und die Rückgratfeſtigkeit des Herrn Berger iſt eben
ſo bewundernswert wie die Dreiſtigkeit und Skrupelloſigkert
der Liebertgarde.

Eisleben. Bergboten-Prinzip! Trotzdem die wochen-
langen Verhandlungen im Moabiter Prozeß ſonnenklar ergeben
haben, daß die Sozialdemokratie mit den in Frage ſtehenden Kra-
wallen nicht das gidermindeſte zu tun hatte, kaut der hieſige reichs

verbändleriſche Wahrheitsbote die Verleumdung von der „mora-
liſchen Verantwortung und Mitſchuld der Sozialdemokratie an den
Moabiter Vorgängen“ wieder. „Daß es ſich in dieſer Moabiter
Schreckenswoche rundweg um einen Zampſ egen die Ordnun
und nicht um übermütige Skandalmacher handelte, habe der Proz
durchaus beſtätigt ſchreibt das Blättchen weiter. Die Verlogenheit
der geſamten burgerlichen Preſſe, beſonders der Eisleber, haben
wir nun ſchon wiederholt gegeißelt, ſo daß es uns wahrhaftig nicht
danach gelüſten kann, das armſelige, unter eechln der Oeffent-
lichkeit erſcheinende Blättchen, wie das Eisleber Käſeblatt, nun
noch einmal geſondert vorzunehmen. Das wäre dem Revolverblatt
zu viel Ehre erwieſen. Wir hängen die Lügenbeutelei nur nied-
riger, natürlich nicht etwa in der Annahme, dadurch dem Berg-
boten das freche Lügen abgewöhnen zu können.

Eisleben. Vierzig Jahre Deutſches Reich. Daß der
Reichsverband zur unfreiwilligen Förderung der Sozialdemokratie
nicht den Gedenktag der Reichsgründung vorübergehen laſſen
würde, ohne ſeinen alten Kunden, das Tageblatt, mit der
fälligen Fuhre Miſt zu verſorgen, verſteht ſich von ſelbſt. Der
letzten Nummer lag das von uns bereits abgetane Flugblatt
„40 Jahre Deutſches Reich“ bei, welches kaum menſchenmögliches
in Verdrehung von politiſchen Tatſachen leiſtet. Es mag nur
ehe werden, daß der Große Kurfürſt, König

riedrich II. und Kaiſer Wilhelm l. (der von ſeinem Enkel eben-
falls „der Große“ genannt wird) als „gewaltige Uebermenſchen“
bezeichnet werden. Es verlohnt ſich nicht, nochmals näher darauf
einzugehen. Was von ſozialdemokratiſcher Seite über die egründung zu ſagen iſt, it im Volksblatt bereits geſchehen. Di
reichsverbändleriſchen Anwürfe gegen die Sozialdemokratie laſſen
uns allgemach ſo kalt, daß wir kein Bedürfnis empfinden, auch
nur ein weiteres Wort darüber zu verlieren. Dies übliche leere
Gerede des r von den Hegzereien der „Volksverführer“ſtört uns ebenfalls nicht im geringſten. Der Mops mag ruhig
weiter bellen!

Hettſtedt. Ausſtand. Auf dem hieſigen Meſſingwerk kün
digten wegen Maßregelung zweier Kollegen ſämtli u r
Der Betrieb iſt ſchon ſeit vier Wochen wegen Akkordabzug bis zu
30 Prozent geſperrt. Wie es nun dem Meiſter übel zu Mute
W t der fortgeſetzt ſeine Leute ſchikanierte, werden wir ja
ald ſehen.

Schkeuditz. Kartellſitzung. Der Kaſſierer Maatz gab
den Kaſſenbericht vom 4. Quartal; die Einnahmen betragen831,22 Mk., die Ausgaben 1090,85 Mt. bleibt ein Beſtand von
681,37 Mk. Der Geſamtvorſtand ſetzt ſich für 1911 wie folgt
uſammen: Jul. Galle, erſter, Ernſt reck, zweiter VorKwender; riedr. Boege, erſter, Rich. er zweiter Kaſſierer;

Otto Fritzſche, erſter, Rich. Kümmel zweiter Schriftführer. Als
Reviſoren funktionieren Ed. Hund, Her kſch und Guſt.
Trautwein; Herbergskommiſſion: Galle, Juriſch und Back
haus. Die Maifeierkommiſſion beſteht aus den FeneH
Galle, Juriſch, Hordorff, Schwarze und Lud. Petzold. ie
Maifondsmarken wurden ausgegeben und die Gewerkſchafts
genoſſen aufgefordert, darauf zu achten, daß jedes Gewerk
ſchaftsmitglied eine ſolche entnimmt. Angeſchloſſen haben ſich
an das Kartell die Zimmerer. Es fehlten Frau Hartung,
entſchuldigt, Scherpe (Zimmerer) unentſchuldigt.

Weßmar. Sozialdemokratiſcher Verein. Die Ge-
noſſen werden darauf aufmerkſam gemacht, daß die Mitglieder-
verſammlungen für dieſes Jahr regelmäßig jeden Sonnabend nach
dem 15. eines jeden Monats ſtattfinden. Am Sonntag, den
22. Januar, nachmittags 3 Uhr findet im Gaſthof zu Wehlitz
eine öffentliche Wahlrechtsverſammlung ſtatt. Die Arbeiter von
Raßnitz. Weßmar und Umgegend haben die Verpflichtung, dieſe
Verſammlung zu beſuchen. Abmarſch 2 Uhr vom Parteilokal aus.

Querfurt. Die Sittlichkeit der Jugend in „beſſeren“Bürgerkreiſen. Die „beſſere“* Jugend, Schüler und
Schülerinnen höherer Schulen, machen bekanntlich gemeinſam ſo
genannte „Straßenbummels“. Drei ſolcher 15jähr. Schüler von
hier hatten eines Abends mit zwei Schülerinnen einen ſolchen
„Bummel“ in die Anlagen der, Geiſtpromenade grogt Dabei
iſt es ſo „fidel“ hergegangen, daß ſich zwei der Burſchen wegen
Sittlichkeitsvergehens vor der Strafkammer in Naumburg zu ver
antworten hatten. Da die Leutchen z beſondere Zeugen als
Zuſchauer eingeladen, blieb als W ter ehoſtuyg zeuge nur
ein 14 jähriges Mädchen. Es war nun Aufgabe der Verteidigung,
deſſen Glaubwürdigkeit zu erſchüttern. dieſes bis zu einem
gewiſſen Grade gelang, kam daß Gericht zur Freiſprechung nach
dem Grundſatze: non liquet.

Bitterfeld. Aus dem Gewerkſchaftskartell. Nach dem
erſtatteten Kaſſenbericht für das 4. Quartal war eine Einnahme
von 550,25 Mk. und eine Ausgabe von 481,28 Mk. zu ver
ſo daß ein Ueberſchuß von 88,97 Mk. verblieb. Die res

geſtaltete ſich J recht günſtig, ſie berichtete über
eine Einnahine von 3099,18 Mk. und eine Ausgabe von ,70
was einem Kaſſenbeſtand von 595,18 Mt. gleichkommt. Die xevi
dierten Rechnungen wurden für richti dende und dem Kaſſierer
Entlaſtung erteilt. Auf Anregung orſitzenden wurde be
ſchloſſen, den Jahresbericht in Zukunft v vervielfältigen. Die
Neuwahl hatte folgendes Ergebnis: Der Vorſitzende Richter und

der R De wält n h r vermit 16 Stimmen wiedergew Jm Hildungs- Ausſchuß verbleiben die Genoſſen Richter Merfer, Rotde und Zieger, neu

grösstes Spoziel Geschuft B titede
am Platze. e r wä

e Debibſch aus S en und Scheinhardt aus Holz
k

Verwaltung der Vibliothek ſowie die Erteilung vone Knen wieder dem Genoſſen Bock übertragen. Ein
ntrag der

und dem Auskunftserteiler
iter, dem Vorſitzenden der Jugendorgani-

ſation iler Stimmrecht zu erteilen, wurde
abgelehnt. Es ſind weitere Schritte unternommen worden, um
die Buchdrucker in die Maſchiniſten in l eeibig unddie Maurer in Roitzſch zum Anſchluß an das Kartell zu veranlaſſen.

Bitterfeld. Elektrizität im Bahnbetrieb. DieElektriſierung der Staatesbahnſtrecke Leipzig Bitterfeld
Deſſau Magdeburg iſt jegzt in erſte Stadium der Verwirklichung getreten inſofern, als die im Oberbau fertig-
geſtellte Strecke Bitterfeld Deſſau ſeit Sonntag für dauernd
mit dem erforderlichen Starkſtrom aus dem bei Bitterfeld nahe
der Mulde gelegenen Elektritizitätswerke verſehen worden iſt.
Nach Beendigung der ſofort beginnenden Probefahrten auf der
genannten Strecke wird dort der elektriſche Betrieb aufgenom-
men, vorausſichtlich ſpäteſtens am 1. Februar.

Gleſien. Den Parteigenoſſen zur Nachricht, daß
Sonnadend, abends 8 Uhr, im Kaſino zu Schweiditz die Flug
blätter zu der Sonntag nachmittag ſtattfindenden Verſammlung
in Empfang zu nehmen ſind.

Artern. Vom Nathanus. Jn der Stadtverordnetenver-
ſammlung, der erſten in dieſem Jahre, wurden der Bankdirektor
Büchner zum Vorſteher, der h än Breitenbach zu ſeinem
Stellvertreter, der Stadtſekretär Greif zum Schriftführer und zu
deſſen Stellvertreter der Kaufmann Henze wiedergewählt.

Groß-Salze. Erſt die Kurgäſte, dann die Pferde.
Von der Gültigkeit einer Vorſchrift der Straßen-Polizeiver-
ordnung in Groß-Salza hing der Ausgang eines Strafvber-
fahrens gegen den Beſitzer Viſchoff ab. Auf eine alte Sitte
ſich ſtützend, hatte er ſeine Pferde in dem Teiche geſchwemmt,
der jetzt ringsherum mit Anlagen verſehen iſt und ein Schmuck-
ſtück des Kurbades Elmen bildet. Jhm wurde eine Uevber-
tretung der Straßenpolizeiverordnung vorgeworfen, die in-zwiſchen erlaſſen worden iſt und das Schwemmen in dem Teiche

verbietet. Er beſtritt die Gültigkeit der Vorſchrift und berief
ſich auf ein altes angebliches Schwemmrecht.

Das Landgericht in Magdeburg verurteilte den Angeklagten
und das verwarf die Reviſion mit folgender
Begründung: Die Verordnung Cewle, worden, weil durch
das Treiben der Knechte beim wemmen die Ruhe und der
öffentliche Anſtand verletzt worden ſei. Das ſolle verhindert
werden durch die Polizeivorſchrift, namentlich im Hinblick dar-
auf, daß das Soolbad Elmen in Groß-Salze aufgegangen ſei.
Das Bad komme immer mehr in Aufnahme und die Vorſchrift
ſolle dazu beitragen, die Kurgäſte zu ſchützen und den für die
Bewohner des Ortes wichtigen Fremdenverkehr zu erhalten
und zu heben. Eine dieſen Zweck verfolgende Polizeivorſchrift
ſei in einem Kurort, wenn ſie ſich ſonſt im Rahmen des Ge-
ſetzes halte, zuläſſig und finde ihre Stütze im S 61 des Polizei-
verwaltungsgeſetzes. Sei die Vorſchrift gültig, dann ſei An
geklagter mit Recht verurteilt worden.
Magdeburg. Liebesdrama. Donnerstag nachmittag gabein im Gaſthof zum goldenen Stein wohnhafter Kellner auf ſeine

Geliebte einen Schuß ab. Dann richtete er die Waffe gegen ſich
ſelbſt. Während ſeine Geliebte weniger ſchwer verletzt iſt, dürfte
der Revolverheld ſchwerlich am Leben bleiben.

Halberſtadt. Beſtrafung wegen Verſpätung des
Wohnungsumzuges iſt unzuläſſig. Die Polizei-
verordnung wegen Wohnungsumzugs vom 65. Juli 1865
bildete den Gegenſtand einer für Hauswirte und Mieter wich-
tigen Entſcheidung des Amtsgerichts Halberſtadt. Die Polizei
verordnung ſchreibt vor, daß die Wohnungsumzüge im all
emeinen am 2. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober er
olgen müſſen und nur bei größeren Wohnungen auch noch am

2. und 3. des betreffenden Monats ſtattfinden dürfen. Ueber
werden nach S 3 mit Geldſtrafe von 3 bis 9 Mk.

roht.
Ein Mieter einer großen nut in Halberſtadt räumte

die Wohnung erſt am 5. Oktober. Sein Hauswirt zeigte ihn
an und die Staatsanwaltſchaft beantragte beim Amtsgericht
den Erlaß eines Strafbefehls. Das Amtsgericht entſchied jedoch
am 8. Dezember 1910 zugunſten des Mieters. Die Polizei ſei
nur rig wenn es ſich um die Verletzung von Perſon
oder Eigentum oder um eine Störung der öffentlichen Ordnung
und Sicherheit handle. An dieſer Begrenzung habe das Geſetzvom 30. Juni 1834, 2 welchem jene Pollgeiherorduung beruhe,

nichts geändert, da es ediglich die privatrechtlichen Beziehungen
zwiſchen den Mietern untereinander oder zwiſchen Mietern
und Vermietern regeln wolle. Bei Wohnungsumzügen komme
keine der genannten Aufgaben der Polizei in Frage; der s 3
der Polizeiverordnung, welcher Strafen feſtſetze, ſei unzuläſſig
und daher ungültig. Die Staatsanwaltſchaft hat darauf
verzichtet, dieſen Gerichtsbeſchluß anzufechten.

Saalfeld. Vier Arbeiterkinder erſtickt. Bei einem
Zimmerbrand auf dem Schulplatz ſind in Abweſenheit ihrer Eltern
die vier Kinder des Fabrikarbeiters Selbrich erſtickt.

Gewerkſchaftliches.
Material für eine Zuchthausvorlage

zuſammenzutragen, das iſt gegenwärtig eine Aufgabe, der ſich
unſere Scharfmacher mit allem Eifer widmen. Auch der Ver
bandderſächſiſchen Induſtriellen ſucht angeſtrengt
nach Terrorismusmaterial gegen die „fogialdemokratiſchen“,
organiſierten Arbeiter. Jn einer öffentlichen Auf-
forderung an ſeine Mitglieder warnt er vor dem Abſchluß
von Verträgen, nach der nichtorganiſierte Arbeiter in den ver
tragſchließenden Betrieben nicht beſchäftigt werden dürfen und
vor der Beſtimmung, daß Arbeitskräfte lediglich von beſtimmten
Arbeitsnachweiſen entnommen werden ſollen. Weiter aber
werden die Unternehmer aufgefordert, möglichſt umfangreiches
Material über bekannt gewordene Fälle von Boykott oder
„Ausſchreitungen“ bei Streiks einzuſenden, nament
lich über „Ausſchreitungen“ von Streikpoſten, „Terroriſierung“
nichtorganiſierter Arbeiter und „ähnliche Uebergriffe“ der Ge
werkſchaften. Dieſes Material ſoll dann in der breiteſtey
Oeffentlichkeit bekanntgemacht und namentlich den geſetzgeben
den Körperſchaften über dieſe „Ausſchreitungen“ berichtet wer
den, denn nur auf dieſe Weiſe ſei es möglich, derartigen Ueber
griffen wirkſam zu begegnen und die Behörden zu veranlaſſen
gegen die zweifellos in dieſer Richtung vorhandenen Miß-
bräuche auf Grund der beſtehenden Geſetzesbeſtimmungen ein
zuſchreiten.

Der Schrei nach verſchärfter Anwendung der Strafgeſetz
muß jedem objektiv urteilenden Menſchen angeſichts der letzten
Verurteilungen bei Streikexzeſſen als höchſte Scharfmachertoll
heit erſcheinen. Unſere Strafjuſtiz bedarf dieſer Scharfmacherei
wahrlich nicht, ſie ahndet jeden Uebergriff bei Streiks ſchwer
genug. Und das Material, das ſolche Aufforderung zeitigen
wird, wird ausreichend zu einer Sudelbroſchüre gegen
die Gewerkſchaften und die Partei ſein, ſonſt aber einer ſach
gemäßen Kritik nicht ſtandhalten können. Wir haben kürzlich
erſt dargetan, was für die Scharfmacher alles als Material herr
halten muß.

e e e C r wer Ceiten Marktplatz
Fersand agen gungernalb. Vorpnekeng frots. Forngprecher 2852. Halle a. S.



Direktor u. Besitzer: Paul Blüthgen.
belfallgtüurme! Sensatlon! Juhel!

Gastspiol der iy bie in (0. P.) Parisiana:
a) Machtarbeit, le unmoralſsche Wohnun
c) Die Rote, ewie zum 22. Male Loos No, 35.Grosser i Lebiinice Preise. Anfang 8.15 Vhr.

In den festlich geschmückten Parterre-Räumen:

Vrideles
Nünchner ellerfest

Froitag, 20., und Sonnen 21. Januap:

unter persönlicher Mitwirkung des Königs

Gambrinus von Brabant,
und seines violgerühmten

Hofkapellmeisters Wilhelm le Masque,

inhaber II. Klasse etc. ete.

r Apfeſsinen
erhält jeder Käufer zur Probe 60 Gramm

ja ger Spock, Pfund 70 Pro
Schinkenspeck 1 Pfund 98 Pfg. bat

ſchöne, ſüße, Pfg. miigoldgelbe Früchte, b S Sà Stück durchweg 3 Rabatt.

Beim Einkauf von 10 Stück
m

m

J für lo Bis e S Knäusels Tafel-
Kaiserin RMargarine,

NMolkereihutter h 60, lnEchte Bauern- Käse à Stck. s pig. Roben

la, Schweizerkäse Pfd. SS Pfg. u
Pfg.frische, Bier. 85 50/0 Rabatt.

gesunde Mandel 100 u. 110.
Albert Knäusel.

Inhaber einer Vnmenge Bierorden K. pr. Eisenbahnbillett- ZutatenGrosse Vebarraschungen! Seppolhäte!

Motto: „Allweil urfidel in Horvorragend4

Sonntag, 22. Januar 1911: i ää Auswahl
Von nachmittags 4 Uhr ab zu aueser gewöhnlich

3Grosses Ball Fest billigen Preisen-
des Verbandes der Stukkateure. e Eigenes Ateller zur Anfertigung

m gütigst zahlreichen Zuspruch bittet, frenndlichst le Masken-Kostüme-
sgrüssend bie Geschäftsleitung-

S e S Geschälishaus

I Kali Anſe
und sämtliche

v.

d v

e ee Sd eBAZARA

à J!/2 bis S Pfennig.

Hochfeine Qualität. Veberall erhältlien.

von A 4. bis 10.-.
komplett, per Stück Beſchreibung liegt jedem Apparat

2. 4. u. 6.50. bei.W Zu allen Spülungen verwende man 9Cynin“e,

Kataloge gratis, franko, ohne Abſendervermerk.

C. Klappenhach, Halle aS.

Gr. Ulrichstrasse 41, II. Eing, am Kaulenderg,

z PF TUROL-sSCHVBE

Elegante Passform
Garant. Haltbarkeit
Tadellose Qualität

HALLE a. S.e in allen grösseren Städten Deutschlands u. Oesterrelch-Vngarns.

Halle a. S., Markiplatz 2 u. 3.

erfreuen sich allgemeiner Beliebtheit
durch ihre

Billigste Preise.

Einheitspreis f. Herren- und Damenstiefel: 72Spezialmarke

Original 5 OGoodyear Welt w.
TURUVL- SCHOFIFABRIK:

Alfred Fränkel, o

[Aunſp- hodiot

n i ab.Direktion: Oantav Voller c
Zum Male ur
Chung!

Hee froupe.
8 Männer, 2 Franuen.
Chinefiſche Zauberer, 9

Gaukler, Equilibriſten in
ihren Aolion r wmit prächtig a enund Sceide ne rit

Z. l. Male: Ghine goyfars eit!

9 Die Zepffatrtüber den Zuſhanerraum.

Ktürmischer Aachen

von a ein der tollen Budheii n tit
n. d. übrig. gr. Aitraktior

W
Kaſſenöffn. 7 Uhr. Anf. 7 Uhr. gei Husten u. HeiEnde 10 Uhr. vorlangt ort

indra-Katarrb- Bonhons
Sonntag den 22. Jannar 1911, von Konfitüren-Beniasch.

Nachmittags 3/2 Uhr: e 13 Filialen in Halle a. S.
14. Fremden-Vorstellung zu er-mässigten Prelsen: h
Die geschiedene Frau. wahl. Böttcherei Schälersvaf 1

Operette in 3 Akten von Leo Fall.

Stadttheater Holl.Direktion Geh. Uolral M. tthegter Hulle 155

Fernruf 1181.

Sonnabend d. 21. Jannar 1911:
Nachmittags 3 Uhr:

Weihnachts Kinder Vorſtellung
zu ganz kleinen Preiſen.

Zum letzten Male
mit neuer glänzender Ausſtatinng:

Dornröschen.
Weihnachts-Ausſtattungs-

Komödie mit Geſang und Tanz
in 5 Bildern nach dem bekannten

Märchen bearbeitet von
C. A. Görner.

Abends 7!/2 Uhr:
125. Abonnem. Vorſt. 1. Viertel.
Zur Erinnerung an den hundert-

jährigen Geburtstag von
Roderich Benedix.

Axademische Fest Ouverlure von Brahms.

o Prolog.
Die relegierten Studenten.

Luſtſpiel in 4 Aufzügen
von Roderich Benedir.

erKanagrienhähne u. Wolbenen

Abends 7 Uhr: e hat n m. Milch-tug 8 5 Mi gla eiben billig zu veriauſen
126. Vorſtellung i. Ab. 2. Viertel. Dreyhauptſtr. 1 in

Novität!
Zum 2. Male:

Xönigskinder.Muſikmärchen in drei Bildern Anſichts Poſtkarten empfiehlt

von Engelbert Humperdinck. Volks Buchhanslimg.

raunechwelger Cemllsenonserven

Fahbrikute nur erster Firmen. (Garanſie für jede Dore. S

J Erbſen 4 C Doſe 95 2 Doſe 55Junge Erbſen, mittelfein 4 K Doſe 1.20, 2 W Doſe 65
rech pargel o. K., lange Abſchn., 4 T Doſe 1.80, 2 Doſe 95

Novität! Gutgehendes Freiicnen
zu verk. Gabelsbergerſtr. 14 II.

Vrechſpargel m. Köpfen, zart 8 K- Doſe 1.65, 2 Doſe 1.15
Brechſpargel m. Köpfen, mittel 4 Doſe 2.60, 2 Doſe 1.35 w.

Doſe 754

Doſe 60

Stangenſpargel, zart, hocharomat. 2K-Doſe 1 40, 10
Stangenſpargel mittelſtark 4 K- Doſe 3.40, 3 KD

2 Doſe 1.70, 1 K- Doſe 95
Leipziger Allerlei 4 K- Doſe r 2Leipziger Puerlei, mittelfein 4 K-Doſe 1.40, 2 K

Braunkoehl PSpinat 4 K- Doſe 1.05Pfifferlinge 4 K Doſe i 2 KDoſe 70
Steinpilze 2 K-Doſe 1.50, FDoſe 80Erdbeeren Doſe 1.28, C do 83Heidelbeeren im eigenen Saft, Wanne ca. 1 500

Pflaumen Doſe 859 9M. Crautwein, Virich-
strasse 31.

Mitglied des Rabatt Spar Vereins.
Fernſpr. 1421.Hushken- venehgerchätt

vwn Renriette Lutze,
Halle g. S., Meteritzstr. 5, Ecke Ritterstrabe.

empfiehlt in großer Auswabl
hochelegante neue Herren und DdamenmaskenKoſtüme.

Alters halber

Grosser Ausverkauf
wegen Uebergabe des Geſchäfts, zu enorm billigen Preiſen.

Kamelhaar- u. Filzschuhe u, -Pantoffel
faſt zur Hälfte herabgeſetzt.

l

Verkaufsstelle: Grosce Vrichotrasge

Eoke Sohälersnot und Oleariusetrasse
visavis der Handwerkerſchule. Früher: Kleine Ulrichſtraße 12.

Schuhwarenhaus PFeril. Kloppe

Gutschmeckende, gar.

Molkerei-Butter:

frische Eie e
Keine Kalkeier!

f. Krause

Masken und
Marren-Kappen,

En gros En dotall.
Narren-Scherze

Saal dekoralion

in großer Auswaul.

An Henhe,
Halle a. S. Schweersh. 24,

S Prima W
Hasen u. r

verkauft äußerſt etWaiter Raue, Jakvobſtr. 15ſioin. ünternent

reine

wut 60

Alie Parteisohriften zu beziehen durch die Volks -Buchhandlung. erteilt A. May, Saalberg 8,1



T

f. Rübensgaft 1 u. 15 Fig. J i. 25 Piy.
brauner Sirup J z 18 Pig., 10 Pfd. 150 Pfg.

ff. weisser Sirup S 18 Pfg., 10 i 1770 Pfg.i i h i iff. Kunsthonig 1 Pfuff. m 10 Pfund Eimer oder -Topf 4 rnemisohte Marmelade 1 Pfund 25 Pfm z m schte Marmelade 5 Pfund Vimer

pfelsinen Otzd. 33 u. 40 p
Erädäbeer-, mann e Pflaumen-armeolade.Apfel-, J HMimbeer-Geleo.
Louls Elsfelc, e nun

Versand nach n
Halle a. S.,

Geldnotist das Uebel der jetzigen Zeit. Wollen Sie
sparen, so sparen Sie am richtigen Fleck. Im
Kaufhaus Herren Bekleidung
tinden Sie zu bekannt billigen Prelsen ein
grosses Lager in neuen verliehen gewesenen

und getragenen
Wintor-Paletots, Vlester, Anzügen etc.
Paletots u. 8, 12, I. Aröge u. 10, 15, 20
Frack und Geseltschafts Anzüge werden Milist verüeben.

Leipzigerstr. H im ad

Athleten-Klub Eiche, Halle,
Sonnabend d. 21. Jannar im Glauchger Schützenhauſe (Ballſäle)

Gr. Raskenball.
W Prämiierung der zwei n Damen- und der vriginellſten

Herren Maske.
Karten ſind zu haben bei ſämtlichen Mitgliedern ſowie im

Glauchaer Schützenhauſe und im Vereinslokal, Herrenſtraße 11.

Es ladet freundlichſt ein Der Vorſtand.

Könnern,Kimo-Salom, Schützenhaussaal.
Nächſter Spielplan: Sonntag und Montag.

Dieſe Woche ein mnteressantes und spannendes Programm.
Eintritt jederzeit.

Sonntags von 3 Uhr nachmittags bis abends 11 Uhr.

Aepfel Tin Zentnern und einzeln billig zuverkaufen, wegen Räumung des
Ladens a Korb von 1 Mark an.

Seldſtgekochtes Pſlaumenmns.

S Neute, Sonnabend, Schluss
t d 22. Jdes grossen r x

Zentral-Krankenkasse

G undsteln z. Einlgkelt.

Moritzburg, Harz 51,e y l Versammlung.
n S Tagesordnung:

r o wenn Alvver auts.
wenn Sie Jhre Geſundheiterhalten wollen. Garant. rein
Biſtenhonig, hervorragend Sonntag den 22. Januar bleibt mein Geschäft, der Inventuraufnahme wegen,

3. Verſchiedenes.
Um zahlreiches Erſcheinen der

Mitglieder erſuchtſchöne Qualit t Pfd. 80 Pfg.,
bei S Pfd. 75 Pfg. empfiehlt
(aſ Breiteſtr. u. Markt

Roter Turm I2.

Kluge Frauen
ſende Proſpekt VPeriodenſtörung.
Dankſchreiben und Probebeutel
Dr. Blons Pulver bei Einſendung

von 20 Pfg. Marke gratis.
Bitte ausſchneiden.

H. Löffler. Dresden 57, Welinerpun 9.

geschlossen.

C. Ritter,
Die Ortsverwaltung.

find 30

De e e eIdeen Fern a 15
Et. II.

Unsere neue Verkaufsstelle in

Canena
wird Sonnabend den 24. Jannar eröffnet.

8
O
O
S

O
O
O
S

O
S

S

O
O

Gleichzeitig teilen wir unseren dortigen Mitgliedern mit, dass das

III Remus, lanennals Lieferant zugelassen ist, so dass unsere Mitglieder auf ihre
8 Einkäufe unsere Marken erhalten.

e

Der Vorstand.

Achtung! Wo gehen wir am Sonnabend hin

Dei Haare ſern Fele 35 I Am
e GWitylied des Arbeiter -Radfahrer- Bundes Solidaritäd).

Sonnabend den 21. Jannar
im schön deKorierten grossen Saale des Volksparkse Grosser Maskenball

unter Mitwirkung zweier Musikkapellen;
diverse I originelle Einlagen W und Verschiedene

grossartige Umzüge.
Prümllerung er ärel zöesten Damen- M ärei schönsten Herren -Hasken,

O Demaskkierung 102 Uhr.
Hierauf: B 4 T L. bis früh.

S Elnfass 7 Uhr. Anfang 8 Uhr.Eintrittskarten sind bel allen Verelnsmitgliedern zu haben.

Freunde und Gönner des Vereins ladet zu zahlreichem Besuch freundlichst ein

Der Vergnügungs Ausschuss.,

Agtung! Neues Theater. Radewell I Bolzgchune ſt

mit u. ohne Futter, vom beſten
brikat. Neue und getrageneDer geehrten geehrten Einwohnerſchaft von Radewell u. Umgegend g. e

bringe zur Lenntn re e T habe. Lang, n rSonnabend und SonntagC n völndig geren äünnnnechiſe
Actftrahlen und guten Bildern S jerm WolleywncherHerm. Wo meiſter,

Indem ich noch auf mein Eröffnungs- Programm aufmerkſam mache,
Markt 13, ſéè Marktſchloßhitte ich um gütigen Zuſpruch. Willy Schneider. be Rianeſtrahe c

ZſMnbenener honun derein mune Mönoir. dec 2

Sonnabend, den 21. Je i911, im Krug zum grünen Kranze ab unserem Lagerplatz

General-Verſammlung. Hordorferstrasse I.

t

Vorlegung des Geſchäftsberichts. Genehmigung der Bilanz, Ver

teilung des Ueberſchuſſes. Entlaſtung des Vorſtandes. Iuckenau

ſichtsratsmitglieder. 68 iVorlegung des Protokolls der Verbandsreviſion. mit e pro Ctr.

O. Mennicke. wit 63 PF. pro Ctr.Achtung! Dreſerhalls. Achtung! Piuto a 85 Pf. pa.

im Gaſthof zum Dreierhaus, 0Osendort: Verkauf auch Sonntags ven 7-9/2 h.

5

Tagesordnung:
WV., Phönix, Rruft,

Neuwahl der ſtatutengemäß ausſcheidenden Vorſtands und Auf- W W

Geſchäftliches. eDer Vorſtzends des Aufſichtsrats. Cecilie F. J. I. III Blitz

Sonntag den 22. Januar D abends s Uhr W Weber 50 Kandwagen leihweise.

Zur Aufführung gelangt: Die rote Robe,
Schauſpiel in 4 Akten von Eugene Brieux, Kohl. Abt. Ed. bingke Ströfer.

ausgeführt von der Tel. 59Dramatlschen Abtellung des Arhbeiter-Blldungs- Vereins Kanena,.
Hierzu ladet Freunde, Partei- und Gewerkſchaftsgenoſſen freund-

lichſt ein Der Vorstand.
Halle Cröllwiütz.

Limden hof.
Rosstleiseh

Diese Woche wieuer ff.
Alles übrigewiebekandtnurdelikathe

Sonntag den 22. Januar 1911,
abends 7 Uhr: A. Thurxm,

Reilstrasse 10.ar. Maskenball
r mir ler 3 gchönsten Masken.

Muſikinſtrumente und Saiten aller Art,
Hierzu ladet freundlichſt ein Otto Mutterlose. D.

d r d B bi G ſchä r e. liefert dilligſt undKarten ſind im Lokale und im Barbier-Geſchäft t. dar Cläse öconer
des Herrn Siebeck zu haben. Markneukirchen Nr 558. taloge fret.

e e Grüne heringe (utfrisch)
Das früher Sücieis 5 Pfg.ckliaqgeGott h a I I ehe

SprottenTheater- und Mavken Garderohen Geschäſt

befindet ſich nun

Grosse Ulrichstrasse 55
Zengner u, Riedel.

Größte Auswahl. Angemeſſene Preiſe.

Kiſte 85 Pfg.
Alles heute friſch eintreffend!

Kleler PlochrEörse,
Kl. Ulrichstrasse 30

und An der Moritzkirche 5.

Sangerhausen
Liköre 1 Ltr. 1 Mk., bei Poſten

v billiger, empfiehltWiebach, Deshllahon.

e Alten Nordhäuſer 1 Ltr. 75 Pfg.S Sößfnev's
C Naven-Garterote-Cechätt
S Gegr. 1868. befindet ſich Gegr. 1868.

Bölbergasese 3, lund alt ſich bei billig ster Berechnung ad empfohlen.

Fonstörsehoiben

aller Art, nach Mass ge-
schnitten, anch eingesetzt,

liefert billigst

Rich. Scheihe, aAlle Parteiſchriften verFür die Inſerate verantwortlich Rob. Jlgner. Druck de r Halleſch. Genoſſenſch. Buchdruck. (E. G. m. b. H.) S Verleger vorm. Aug. Groß jetzt A. Jähni g. Sämtl. i. Halle a. S
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